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Osterreichvor der Entscheidung
Von Dr. Heinz von Paller, Klagenfurt

Wenn der amerikanische Schatzamtssekretär Andrew Mellon
vor einiger Zeit in einer Rede feststellte, daß der Zusammenbruch
der österreichischenCreditanstalt der Auftakt zur katastros
phalen Entwicklung der Weltwirtschaft war, so war der Zusammen-
bruch dieses großen, in seinen finanziellen Auswirkungen weit über
den gegenwärtigen deutschösterreichischenStaat hinausreichenden
Bankinstitutes für Osterreich von noch weit größeren, wesentlich
weitreichenderen wirtschaftlichen, sozialen und politischen Auswirs

kungen. Der rasche Entschluß der damaligen Regierung, dem not-

leidenden Bankinstitut zu Hilfe zu eilen und damit den plötzlichen
Zusammenbruch ganzer Wirtschaftszweige, der eine ungeheure Ver-

mehrung der Arbeitslosigkeit zur Folge gehabt hätte, zu verhindern,
hat sich freilich nun, nachdem wir die Entwicklung klarer über-

sehen, als ein Irrtum erwiesen. Der österreichischeStaat verfügte
nicht mehr über die wirtschaftliche Kraft, auf die Dauer- dieses
große Bankinstitut zu sanieren, ohne in seinen finanziellen Grund-

festen erschüttert zu werden. Es hat sich schließlich sherausgestellt,
daß ein großer Teil der dem Konzern der Creditanstalt angehören-
den Unternehmungen nicht mehr zu halten ist und daß der Ver-

such, mit den Auslandsgläubigern der Creditanstalt zu einem für
den Staat günstigen Ergebnis zu kommen, schwere außenpolitische
und wirtschaftliche Folgen mit sich bringt. Dazu kommt noch, daß
die allgemeine weltwirtschaftliche Krise und im besonderen die
durch den Diktatvertrag von St. Germain verschärfte Tage Oster-
reichs, das außerordentliche Anwachsen der Arbeitslosigkeit, der

rapide Rückgang der St atseinnahmen und die durch die autarki-

schen Bestrebungen der itteleuropäischen Staaten sich immer mehr
verschlechternde Handelsbilanz die verantwortlichen Stellen der Re-

gierung vor die Lösung von Fragen stellte, die noch dazu durch
scharfe innerpolitische Spannungen vermehrt wurden.

Bereits vor Monaten sah sich die österreichischeBunde-regie-
rung veranlaßt, an den Völkerbund das Ersuchen zu stellen, die

Tage Osterreichs zwecks Aufnahme einer internationalen Anleihe
zu prüfen und die Mittel und Methoden für eine Änderung des

mitteleuropäischen Wirtschafts- und Zollsystems zu untersuchen.
Das Wirtschaftskomitee des Völkersbundes, das sich daran mit der

gesamten mittels und füdosteuropäischenLage beschäftigte,nahm da-
mals bekanntlich eine vielbeachtete Resolution an, Ein ider dem
Völkerbund sofortige Hilfe für einige Staaten, darunter auch Öster-
reich, empfohlen wurde. Dennoch verzögerten sich die hierauf von

der österreichischenBundesregierung sofort unternommenen Unter-

handlungen mit den einzelnen Geldmächten, so daß sie sich am

23. Mai bereits genötigt sah, ein Transfermoratorium
in Erwägung zu ziehen. Verschärft wurde die Lage auch dadurch,
daß die mit den Auslandsgläubigern der Creditanstalt in Wien ge-
führten Verhandlungen wegen ihrer außerordentlichen Forderungen
scheiterten.

’

Die Verhandlungen kamen erst im Zusammenhang mit den

Reparationsbesprechungen in Tausanne wieder in Fluß. Die dort
von dem österreichischenBundeskanzler Dr. Dollfuß gesührten
Verhandlungen, vor allem mit dem französischen Ministerpräsi-
denten Herriot, führten schließlich zu dem sogenannten Lausanner
Anleiheprotokoll, über dessen Annahme oder Ablehnung in der poli-
tischen Offentlichkeit Osterreichs ein außerordentlich leidenschaft-
licher Kampf entbrannte.

Die politischen Bedingungen, die in der Präambel
des Anleiheprotokolles festgelegt sind, besagen, daß die beteiligten -

Regierungen, die österreichische mitinbegriffen, erklären, daß die

gegenwärtige Anleihehilfe aus dem Protokoll I von Genf mit Datum
vom 4. Oktober 1922 mit allen daraus folgenden Verbindlichkeiten
begründet ist. Es handelt sich dabei bekanntlich um das Genfer
Protokoll, das nach dem Haager Urteil vom September 1931 neben
dem Anschlußverbot das Ver-bot einer Zollunion mit Deutschland
ausspricht. Die Anleihe selbst beträgt 500 Millionen Schilling, sie
kann auf den Markt gegeben oder von iden garantierenden Staaten

anderweitig aufgebracht werden, die die Verpflichtung übernehmen,
sofort die Ermächtigung von ishren Parlamenten einzuholen. Die
Garantie wird nicht solidarisch wirksam sein, sondern jeder Staat
wir-d für den auf ihn entfallenden Teil garantieren. Die Anleihe
wird auf 20 Jahre abgeschlossen und ist mit den gleichen Pfändern
ausgestattet, die der Völkerbundanleihe vom Jahre l92Z zugebilligt
wurden: es sind das die Zölle und Monopole. Vor ihr genießt die

Anleihe von 1923 und eine von 1930 Prioritätsrecht. Beilage 2

des Anleihe-protokolls enthält das budgetäre und finan-
zielle Reformprogramm und ordnet folgen-de für die Sou-
veränität eines Staates geradezu vernichtende Maßnahmen an: Die

österreichischeBundesregierung hat unverzüglich das Gleichgewicht
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im Staatshaushalte wieder herzustellen. Unabhängig von den Er-

sparungen, die im Nachtragsbudget vorgesehen sind, sollen im zwei-
ten Halbjahr neue dauernde Ersparungen gemacht werden, die ge-
nügen, um das Gleichgewicht des Budgets zu erreichen. Der Ertrag
dieser neuen Ersparungen wird auf 45 Millionen geschätzt,wäh-
rend das eben im Nationalrat behandelte Nachtragsbudget die

Deckung von 262 Millionen erfordert. Die Regierung verpflichtet
sich ides weiteren, das Ersparungs- und Reorganisationsprogramm
des Schweizer EisenbahnsachsverständigenDr. Herold zur Durch-
führung zu bringen. Dadurch werden die österreichischen
Bundesbahnen, die bisher als selbständiger Betrieb geführt
wurden, unter eine internationale Kontrolle gestellt. Ferner sind
alle Anleiheoperationen des österreichischenStaates, sowohl die

auswärtigen als auch die inneren, der Genehmigung des Komitees
der garantierenden Mächte unterworfen. Die österreichischeRegie-
rung verpflichtet sich endlich, den Völkerbundrat zu ersuchen, einen
Vertreter des Völker-bundrates zu ernennen und einen Berater bei
der Nationalbank zu designieren. Als solche sind bereits der Hol-
länder Rost van Tonningen und der Belgier Frei-re er-

nannt worden. Die Kontrolle des Völkerbundes er-

streckt sich also über das Budgetrecht, die Rotenbankpolitik und die
Bundesbahnen. Rach Artikel 5 hat die österreichischeWäh-
rungspolitik sich vorzunehmen, in möglichst kurzer Frist und
unter der notwendigen Vorsicht den bestehenden Unterschied im
Wert des Schillings im Jn- und Auslande abzuschaffen und sich
dahin zu orientieren, daß die gegenwärtigen Beschränkungen des

Devisenverkehrs allmählich aufgehoben werden. Ssie wird unver-

züglich alles aufbieten, um mit den ausländischen Gläubigern der

Creditanstalt ein Abkommen zu treffen, das einen übermäßigenDruck

auf den Schilling vermeiden soll. Sie wird schließlich eine oder

mehrere innere Anleihen im Gesamtbetrage von nicht unter
200 Millionen Schilling begeben, die zur teilweisen Rückzahlung
der Staatsschulden an die Rationalbank einbehalten werden sollen.

Wie schon eingangs erwähnt wurde, ist über diese Anleihe-
bedingungen in der politischen Offentlichkeit ein außerordentlich
heftiger Meinungsstreit entstanden, der schließlich auch
dazu führte, daß die von der Regierung in der Nationalratssitzung
vom 20. Juli geforderte Entscheidung für die Annahme vertagt
werden mußte. Die Sozialdemokraten und die GroßdeutscheVolks-

partei lehnen die Bedingungen sowohl vom wirtschaftlichen als auch
nationalen Standpunkt mit aller Schärfe ab. Die Christlichsozialen
und die Mehrheit des Landbundes sind für die Annahme, der

Heimatblock nur unter ganz bestimmten Voraussetzungen. Da das

gegenwärtige Kabinett Dr. Dollfuß im Rationalrat jedoch nur über

eine Mehrheit von einer Stimme verfügt, erscheint es zweifelhaft,
ob es ihr gelingt, überhaupt eine Mehrheit für sdas Tausanner Ab-
kommen zu erhalten. Von seiten der Regierung wird erklärt, daß die

politischen Bedingungen des Lausanner Abkommens in keiner Weise
über die Genfer Protokolle von 1922 hinausgehen und daß vor allem
eine Richtannahme der Bedingungen eine wirtschaftliche und finan-
zielle Katastrophe für den Staat herbeiführen würde, obwohl die

Regierung bereits am 16. Juli ein allgemeines Transfermora·
torium als »Übergangsbestimmungenfür die Zeit der Devisensperre
für A·uslandsschulden«, wie es in der amtlichen Verlautbarung
heißt, erlassen mußte. Es wird vor allem von dieser Seite darauf
hingewiesen, daß im Falle der Richtannahme der Anleihe Oster-
reichs Schuld bis zum Jahre 1942 auf 1500 Millionen Schilling
anwächst,die dann nicht zurückgezahltwerden kann, und daß für
das gegenwärtig behandelte Nachtragsbudget an Einnahmen um

150 Millionen Schilling mehr angefordert werden müßten.
Von oppositioneller Seite, deren Kreise bis weit in die Regie-

rungs-spotteten reichen, wird dagegen angeführt, daß eine Annahme
der im Lausanner Abkommen vorgesehenen politischen Bedingungen
deshalb nicht möglich sei, weil das Haager Urteil vom September
1951 klar erwiesen habe, daß diese Bestimmungen über die Ver-

pflichtungen aus dem Diktatvertrag von St. Germain hinausgehen,
während der Bundeskanzler Dr. Seipel in seiner Rede vom

II. Oktober 1922 anläßlich der Frage der Annahme der seiner-
zeitigen Genfer Protokolle ausdrücklich erklärt hatte: »Wir haben
in Genf keinen Zweifel darüber aufkommen lassen, daß wir nicht
in der Tage wären, Verpflichtungen zu übernehmen, die über den
Wortlaut des Vertrages von St. Germain gehen.« Ferner wird

unterstrichen, daß die einzelnen Kontrollbedingungen viel härter
sind als jene des Jahres i922 und daß eine neuerliche Festlegung
nnd Bindung Osterreichs gegenüber dem internationalen Finanz-
kapital bis zum Jahre 1952 in einem Augenblick, in dem sich die

durch die Pariser Vorortverträge geschaffene Tage Europas wesent-
lich zu ändern beginnt, einen schweren außenpolitischen Fehler be-
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deuten würde. Besonders wird darauf aufmerksam gemacht, daß
Osterreich doch tatsächlich keine 300 Millionen Schilling erhalte,
sondern-bestensalls nur eine Summe von 112,5 Millionen Schilling,
da 100 Millionen sofort an England zurückgezahltwerden müssen

·

und der Auszahlungskurs etwa 85 betragen dürfte. Diese Summe
bedeute für die finanziellen Schwierigkeiten in Anbetracht der sehr
harten Bedingungen keine Lösung, weshalb Österreich auch schon
mit Rücksichtdarauf, daß es die Anleihe frühestens im Spätherbst,

wahrscheinlich aber· erst zu Beginn des nächsten Jahres erhalten
könne, vorläufig mit einer Entscheidung ruhig CZuwarten

könne.

Mit außerordentlicherBefriedigung hat sterreich das Ver-

halten des deutschen Delegierten im Völkerbundrat auf-
genommen, vor allem aber auch die Bereitwilligkeit des Reiches,
Osterreich finanziell nach seinen Kräften helfen zu wollen. Oster-
reich ist dankbar für jede Hilfe in seinem schweren Kampf um

Selbsterhaltung und Dasein.

Krisis des Siedlungsgedankens?
Von Regierungsrat a. D. Karl Maßmann, Berlin

«

Das Urteil der öffentlichen Meinung über alle Fragen der land-

wirtschaftlichenSiedlung schwankt heute unsicher hin und her. Auf
der einen Seite klammern sich bei den Plänen zur Bekämpfung der

Arbeitslosigkeit unbegrenzte Hoffnungen an den Gedanken der
Siedlung. Man träumt davon, daß es möglich wäre, in kurzer Frist
Hunderttausende oder Millionen deutscher Menschen aus den Städten
auf das Land zu bringen und ihnen in sder Landwirtschaft eine neue

Lebensgrundlagezu· schaffen. Au der anderen Seite aber mehren
sichgerade heute die skeptischen timmen, die an Hand umfang-
reichen statistischen Materials nachweisen wollen, daß auch der
deutsche Osten nur noch in ganz befchränktemUmfange zur Auf-
nahme neuer Menschenin der Lage wäre. Man schätzt von dieser
Seite beispielsweisedie ahl der

landwirtfchaftlichenSiedlerstellen
die noch in der Provinz stpreußen gescha fen werden könnten, au

höchstens Fioooo bis so ooo und stellt dann fest, daß von diesen
Stellen mindestensdrei Viertel für die Ansiedlung der bisher auf
dem gleichen Lande beschäftigtenGutsarbeiter verwandt werden

müßten,»sodaß vielleicht noch 10 000 neue Stellen für nachgeborene
Bauernsohne und ähnlicheSiedlungsbewerber,
die ohne weiteres aus Ostpreußen selbst
kommen würden, verfügbar bleiben. Danach siedlunqttätiqlieitnacti dem Kriege

Deshalb dürfen gerade in der heutigen Zeit »der Landwirtschaftss
krisis nur Menschen siedeln, die wirklich Landwirte sind und Land-

wirte ihr Leben hindurch bleiben wollen, also in erster Linie die nach-
geborenen Bauernsöhne in Ost-, wie in West- und Süddeutschland
und die Landarbeiter.

Deutschland verfügt in diesen Bevölkerungsschichtenüber ein

vortreffliches und -

zahlenmäßig auf lange Zeit hinaus aus-

reichendes Siedlermaterial. Jn den letzten Jahren hat es bei
keinem gut durchgeführtenSiedlungsvorhaben an geeignet-en Be-
werbern gefehlt, vie fach waren für jede einzelne Siedlerstelle zwei,
drei und mehr ernsthafte Bewerber vorhanden. Und gerade aus

diesen Kreisen wird stürmisch eine Verstärkung der Siedlungsarbeit
verlangt, weil es einfach unerträglich ist, daß überall im Lande die

zweiten-unddritten Bauernsöhne und zahlreiche Landarbeiter arbeits-
os und ohne Hoffnung für die Zukunft herumsitzen und die väter-

lichen Stellen oder die öffentliche Wohlfahrtspflege belasten.
Die Frage, ob es möglich ist, wenigstens für die jungbäuerliche

Bevölkerung und die arbeitslos werdenden Landarbeiter die not-

wendigen Siedlungsmöglichkeiten zu schaffen,
läßt sich nicht nur nach statistischen
Zahlen beurteilen. Alle Statistiken über

würde das ostpreußischeLand überhauptkeine

Aufnahmemöglichkeitfür Menschen aus den

Stadten oder gar für Menschen aus West-,
Mittel- und Süddeutschlandmehr bieten.

Und für die übrigen östlichenGebiete, ein-

schließlichder beiden Mecklenburg und der

Provinz Pommern, trifft man ähnliche Fest-
tellun en mit ,

der gleichen pessimistischen
chlu folgerung in der Frage der Zuzugs-
möglichkeiiten auswärtiger Siedlungsbe-
werber. txvenndiese statistischen Berechnun-
ge·n zutrafen, wäre die landwirtschaftliche
Siedlung nur noch eine in bescheidenem Um-
fange durchgeführteMaßnahme zur Ande-
rung der landwirtschaftlichenBesitzverhält-
irisse im Sinne einer gemäßigten Agrar-
reform. Damit würde sie allerdings für weite

Kreise der Bevölkerung an Interesse völlig
verlieren. Es zeigt sich auch ganz deutlich
im Urteil der öffentlichen Meinung eine ge-
wsisseKrisis des Siedlungsgedankens, zu der

die eben«erwähnten statistischenBerechnungen
über die geringe Aufnahmefähigkeitdes

deutschenOstens in erheblichem Umfange
mit Anlaß geben.

«

Es ist deshalbeine ganz besonders drin-
gende A»«ufgabe,·in der Frage der Auswei-
tungsmoglichkeiten der landwirtschaftlichen
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die Aufnahmefähigkeit des Ostens für neue

bäuerliche Betriebe leiden daran, daß inan

zu sehr von einer starren Größe der bäuer-

vUJiiMS lichen Stellen ausgeht und nun nach einem

,«;»»
-- Maßstabe von so-

u UHI

oder 60sMorgenstellen
schematisch die Aufnahmefähigkeit des ost-
deutschen Landes beurteilen

·

will. J n

Wirklichkeit wollen wir die

landwsirtschaftbiche Siedlung
einschalten in einen organischen
Wachstumsprozeß unseres Vol-

kes, in eine organische Struks

turwandlung des deutschen
O st e n s.

«

Die landwirtschaftliche Siedlung ist kein

in sich abgeschlossener, isolierter Vorgang,
sie bedeutet nicht nur die Schaffuiig bestimm-.
ter neuer bäuerlicher Stellen; sie wirkt weit

darüber hinaus. Die Dörfer, die durch die

Siedlung neu entstehen, sind nicht nur eine

Ansammlung von je 20 oder 30 neuen

bäuerlichen Betrieben, sondern lebendige
Volkstums- und WIirtschaftsgebilde, die in

erheblichem Umfange auch zusätzlicheAr-

beits- und Lebensmöglichkeiten schaffen.
Die Verstärkung der landwirtschaftlichen

Bevölkerung im Osten bedeutet neue Be-

fchäftigungsmöglichkeiten für Handwerk,
Siedlung eine klare Antwort u inden die
der

twixinickkkeitgerecht wird Z——feineSini-
wor, e eine«Jllusionen vorzaubert, die aber anderer eits "au
nicht auf Moglichkeiten,die sich doch noch durch die Siesdlungfül:unser Volk ergeben können, voreilig verzichtet.

» lVer in der praktischenSiedlungsarbeit steht, weiß, daß es un-
moglich ist, m it e i n e m S ch l a ge Hunderttausende oder Millionen
von Menschen als Landwirte auf eigenem Grund und Boden neu an-
zusetzen. Er weiß,daß-es ein vergeblicher Ver uch, ja, »daßes eine
Katastrophe ware, wenn man den Plan durchs rte, Städter ohne
Umschiilung und Vorbereitung in die Landwirtschaft überzufü-hren.
Der Beruf des Landwirts erfordert so viel Vorbildung und so viel

inneres Verwachsensein des einzelnen mit seiner Arbeit, wie wohl
kein andererBeruf. Der Erwerb einer Siedlerstelle ist kein Wechsel
des Arbeitsplatzesim gewöhnlichen Sinne, sondern die endgültige
Festlegung eines Lebensweges. Der Beruf des Siedlers, wie über-

lsuupt des Bauern, bedeutet einen vollen Lebensinhalt. Der auf
sich allein gestellte Bauer muß nicht nur eine Fülle technischer
Einzelheitenbeherrschen,er muß auch mit sicherem Instinkt Ent-

scheidungen,die- aus Witterungsvoraussetzungen, aus der all-

gemeinen Entwicklung der wirtschaftlichen Verhältnisse, nament-

lich aus Absatzfragen notwendig werden,»treffen, und von jeder
dieser Entscheidungen hängt für ihn wirtschaftlich viel ab.

Handel und alle sonstigen Gewerbe,
auch »für die Jndustrsie. Gerade die ver-

einfachte Form, in der heute die landwirtschaftliche Siedluna unter

weitgehender Einschränkung der Aufwendungen für Gebäude leohiis
und Wirtschaftsgebäude)»durch-geführtwird, hat mit Notwendigkeit
zur Folge, daß im Laufe der nächsten Jahre und Jahrzehnte ein

steigender Baubedarf auf dem Lande entsteht. Jeder Siedler, der

einigermaßen vorwärts kommt, wird zunächst seine Wirtschafts-
gebäude,dann aiich sein Wohnhaus als zu eng empfinden; er wird

zunächst den Scheunenraum und den Stallraum für sein Vieh er-

weitern und manchen anderen zusätzlichenBau durchführen. Solche
Erweiterungsbauten, die die Siedler aus eigener Kraft und billiger
herstellen, als es der amtlich geförderte Siedlungsbau kann, bedeuten

eine neue umfangreiche Beschäftigungsmöglichkeit für die Hand-
werker auf dem Lande. Das sind gesunde Entwicklungsmöglichkeiten
für das Bauhandwerk, Arbeitsmöglichkeiten auf weite Sicht, nicht
ungesund übersteigerteund dann wieder jäh abfallende Konjunktur-
entwiiklungen, wie wir sie im städtischenWohnungsbau des letzten
Jahrzehnts unter dem Einfluß der Bereitstellung »der Hauszinssteuers
Hypotheken durch die öffentlicheHand erlebt haben.

Was die Kaufkraft der bäuerlichen Bevölkerung selbst bei erst
neu entstandenen Siedlungen bedeutet, zeigt die wirtschaftliche Ent-

wicklung kleiner Landstädte,in deren Umkreis in den letzten Jahren
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besonders viel igesiedelt worden ist, wie Toitz in Pommern, Tessin
und Teterow in MecklenburgsSchwerin. Man hat sich bisher viel
zu wenig klar gemacht, wieviel zusätzlicheBedürfnisse und damit zu-
sätzliche Arbeitsmöglichkeiten in den neuen Siedlserdörfern entstehen.

Wenn mit der zunehmenden Verdichtung der landwirtschaft-
lichen Bevölkerung des Ostens auch die Kiaufkraft dieser Bevölkerung
steigt, werden im Osten wieder Käufer für industrielle und hand-
werkliche Produkte und Auftragsgeber für Handwerk und Industrie
vorhanden sein; Handwerk, Handel und Industrie im Osten werden
dann vor ganz neuen Entwicklungsmöglichkeiten stehen. Und nach-
dem bisher gerade auch in der Nachkriegszeit ein starker Abbau der

Industrie des Ostens stattgefunden hat, wird vielleicht aus dem

Handwerk und dem kleinen aufsteigenden Unternehmertum heraus
ein neuer Aufbau der ostdeutschen Industrie möglich wer-den. Damit
wird tauch die Zeit gekommen sein, um die landwirtschaftliche Be-

völkerung, die dann im Osten selbst besseren Absatz für ihre Pro-
dukte finden wird, weiter zu verstärkenzdenn mit steigender Dichte
der Bevölkerung sinkt erfahrungsgemäß die Stellengröße bei inten-

siverer Ausnutzung des Grund und Bodens durch die landwirt-

schaftlichen Betriebe. Eine solche organisch wachsende Strukturs

wandlung des deutschen Ostens muß als großes Ziel vor uns stehen,
nachdem durch Jahrzehnte hindurch unter dem Einfluß einer weit

überschätztenwestdeutschen Industriekonjunktur unser Osten in seinen
wirtschaftlichen Möglichkei-

gehalten haben, fast nie in der Öffentlichkeit erwähnt wer-den. —-

Im übrigen ist für die landwirtschaftliche Siedlung in den
letzten Jahren durch eine wesentliche Beschleunigung der Siedlungs-
verfahren und eine planmäßige Verbilligung der Bauten eine Sied-
lungsmethode gefunden worden, die es auch in der heutigen Zeit
landwirtschaftlicher Krise ermöglicht, die Siedlung mit Aussicht auf
guten Erfolg fortzusetzen. Während noch vor drei bis vier Jahren
der Bauaufwand für die einzelne Siedlerstelle sich aus 18000 bis
22 000 RM. belief, wird man heute durchweg mit Baukostensätzen
von durchschnittlich nur 6000 bis 7000 RM. rechnen können. Diese
Verbilligung wird erzielt durch weitgehende Verwendung der alten

Gutsgebäude und vdurch Verringerungdes Umfanges der
Geb ände, namentlich der Wohngebäude und auch des Scheunens
raumes, während der Stall als der eigentliche Wirtschaftsmittelpunkt
des bäuerlichen Betriebes möglichstwenig eingeschränktwird. Auch
in der A usst attunsg der Baulichkeiten werden heute wesentliche
Ersparnisse gemacht, ohne daß dadurch die Wirtschaftlichkeit des Be-
triebes beeinträchtigt wird.

Das alles ermöglicht jetzt — was besonders wichtig ist —- auch
die Ansetzung von Sisedlern, die nur ein verhältnismäßig geringes
Kapital mitbringen, die also durch die landwirtschaftliche Siedlung
zu wirtschaftlichem Aufstieg kommen. Die Siedlung ist eines der

wenigen Gebiete im deutschen Wirtschaftsleben, ·an denen noch Ent-

spwicklungsmöglichkeiten für
ten und der Zahl seiner Be-

völkerung hinter der allge-
meinen deutschen Entwick-

lung weit zurückgebliebenist.
Wenn auch dieses große

Ziel heute von weiten Krei-

sen erkannt und bejaht wird,
so bleibt doch das Bedenken,
ob die heutigen M e th o d e n

der landwirtschaft-
lichen Siedlung ge-
eignet sind, diesem Ziel
zu dienen. Es stehen immer
wieder Kritiker und Zweifler
auf; man muß eigentlich
feststellen, daß alles, was

in der Siedlung praktisch ge-
schieht, heute in Grund und

Boden kritisiert wird. Eine

durch das ganze Land ge-
hende Agitation spricht im-
mer wieder davon, daß alle

bisher angesetzten Siedler

»pleite« wären. Es ist
ganz selbstverständlich, daß
eine so tiefgehende land-

·

wirtschaftliche Krise, wie wsir sie heute erleben, auch ihre
starken Rückwirkungen auf die Siedler ausüben muß. Hinzu
kommt, »daßgerade die amtlich geförderte Deflation die Siedler be-

sonders schwer trifft, weil die Siedler-— wie sonst niemand in

Deutschland in den letzten Jahren — S achwerte gegen
Kredit (und zwar gegen Kredit in Höhe von 90 und mehr vom

Hundert des Kaufpreises!) e r iv o r b e n h a b e n. Die Sachwerte
sind entwertet, die Kreditverpflichtunsgen sind ihrem Kapital wie

ihrer jährlichen Zinsbelastung nach in vollem Umfange bestehen ge-
blieben-. Das muß zu größten Schwierigkeiten, oft zur Bedrohung
der Lebensfähigkeit dieser Siedlerstellen führen, und eine Renten-

ermäßigung, zunächstwenigstens für einige Jahre, muß deshalb an-

gestrebt werden. Aber es bleibt trotz dieser ohne weiteres sichtbaren
Schwierigkeiten und trotz mancher Fehler, die ganz zweifellos in den

vergangenen Jahren durch zu aufwendige Bauten und zu kostspielige
Siedlungsverfahren begangen worden sind, die Tatsache bestehen, daß
zum größeren Teile die in der Vorkriegszeit wie die in der Nachkriegss
zeit angesetzten Siedler auch heute noch durchaus lebensfähigsindund
sich auf ihren Stellen behaupten können, wenn nur die Preise sur die

vorwiegend bäuerlichen Produkte (Milch, Vieh) wie-dereinen einiger-

maßen erträglichen sPreis erreichen. Man spricht Jaaimmer nur von

den Fällen, in denen Rotstände eingetreten sind, wahren-ddie zahl-
reichen Siedlungen, die sich auch in diesen Krisenzeiten kraftvoll

Eine neugeschnffene Bauernsiedlung
Mach-i Eee Jemlmrtogmpäieelsen Institute July

junge und vorwärtsstrebende
Menschen gegeben sind; das

gibt ihr über ihre rein wirt-

schaftlsicheBedeutung hinaus
einen ganz besonderen grund-
sätzlichenWert. —— So steht
heute die Siedlung bereit,
ihre Aufgaben für die deut-

sche Zukunft zu lösen —

wenn nur die Hemmungen
beseitigt werden, die ihr
augenblicklich noch entgegen-
wirken. Diese Hemmungen
liegen einmal in den Fi-
nanzschwierigkeiten der öf-
fentlichen Hand, in der fast
von Monat zu Monat neu

auftretenden Unsicherheit, ob

für die Siedlung die not-

wendigen Reichskredite be-

reitgestellt werden können.

Die Hemmungen liegen
weiter in verwaltungsmäßi-
gen Schwierigkeiten, in der

zweifellos vorhandenen Über-

besetzung des deutschen Ver-

waltungsapparates in Reich, Ländern und Provinzen; unter
der Beteiligung dieser Fülle von Instanzen. muß gerade ein
wirtschaftlicher Vorgang wie die Siedlung, bei dem Schnellig-
keit und Schlagfertigkeit in der Durchführung alles bedeutet,
am stärksten leiden. Und« schließlich ergeben sich Schwierig-
keiten für die Siedlung aus der ungeklärten Lage der Osthilfe,
aus den Maßnahmen des Sicherungssverfahrens, die den größten
Teil des Landes, das im Osten für die Siedlung in Frage käme, fast
hermetisch abgeschlossen haben und die auch in den Fällen, in denen
eine Umschuldung der Betriebe in der Hand der bisherigen Besitzer
überhaupt nicht mehr in Frage kommt, die Verwertung des Landes
im Wege der Zwangsversteigerung oder des freiwilligen Ankaufs
durch eine Siedlungsgesellschaft unmöglichmachen. Durch alle diese
Umstände ist im Jahre 1932, für das man nach der günstigen Ent-

wicklung der Siedlung in den Jahren 1930 und 1931 ein besonders
gutes Siedlungsergebnis erhoffte, ein starker Rückschlag in der

Siedlungsarbeit eingetreten und damit wertvollste Zeit verloren-

g«egangen. Es isteine dringende Ausgabe der heutigen Regierung,
die Abwicklung der Osthilfe so weit zu klären, daß die Erstarrung
des Gütermarktes im Osten gelockert wird und beschleunigt der

Siedlung das Tand zugeführt wird, das nur in der Hand neuer Be-

sitzer, eben in der Hand der Bauern, dauernd der landwirtschaft-
lichen Bewirtschaftung erhalten bleiben kann.

- Die Neuregelungdes freiwilligenArbeitediensies - ZZPMZTIIIW
Der freiwillige Arbeitsdienst ist durch eine Verordnung der

Reichsregierung vom IS. Juli 1932 auf eine breitete Grundlagege-
stellt worden. Die Verordnung wir-d zusammen mit den Aus-
führungsvorschristen des Reichsarbeitsministers binnen kurzem·in
Kraft gesetzt werden1). Umfang und Zweck des freiwilligen Arbeits-

dienstes werden im ersten Artikel der neu-en Verordnung folgender-

1) über die bisherige Entwicklung des freiwilligen Arbeitedienstes und diebie ietzt
geltenden Bestimmungen vgl. den Aufan »Die Förderung des freiwilligen
Ae d e i t o die n st e s« im l. Julideft 1932 des »Heiniatdienstes ·.
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maßen zusammengefaßt: »Der freiwillige Arbeitsdienst gibt«den
jungen Deutschen die- Gelegenheit, zum Nutzen der Gesamtheit »in
gemeinsamem Dienste freiwillig ernste Arbeit zu leisten und zugleich
iich körperlich und geistig-sittlich zu ertüchtigen.« Daraus ergibt
ich, daß die bisherige enge Verbindung des freiwilligen Arbeits-
dienstes mit der Arbeitslosenfürsorge gelöst ist und der freiwillige
Arbeitsdienst künftig allen Arbeitsdienstwilligen jüngeren Alters
offensteht. Als Altersgrenze für eine finanzielle Förderungsieht
die Verordnung iin Art.6 im allgemeinen das 25. Lebensjahr vor.



Der Heimatdienst
M

Arbeitsdienstwillige, die in der Arbeitslosenversicherung, in der

Krisenfürsorge oder als Wohlfahrtserwerbslose in der öffentlichen
Fürsorge unterstütztwerden, sind bei der Förderung bevorzugt zu be-

rücksichtigen.Jm übrigen aber ist die Voraussetzung für eine Förde-
rung«im freiwilligen Arbeits-dienst weder die Unterstützungsbedürftigs
keit noch die Arbeitnehmereigenschaft des Arbeitsdienstwilligen. Auch
Studenten und Jungakademiker können eine Förderung erhalten. Per-
sonen über 25 Jahre können in Zukunft in der Regel auch dann
nicht mehr gefördert werden, wenn sie Unterstützungsempfängersind.

An dem Grundsatz der Freiwilligkeit hat die neue Ver-

ordnung nichts geändert. Dem Arbeitsdienstwilligen steht nach
wie vor nicht nur der Eintritt in den freiwilligen Arbeitsdienst,
sondern auch der jederzeitige Austritt frei. Jm Mittelpunkt des

Arbeitsdienstes soll e r n ste A r b eit stehen. Bloße Beschäftigungs-
arbeiten genügen nicht. Der Arbeitserfolg soll vielmehr in an-

gemessenem Verhältnis zu den aufgewendeten Mitteln stehen. Den

Arbeitsdienst-willigen soll aber auch Gelegenheit geboten werden, sich
im freiwilligen Arbeitsdienst geistig zu bilden und spart-
lich zu betätigen. Soweit Arbeitslager in Frage kommen,
sollen sie von echtem Gemeinschaftsgeiste getragen sein.

Die Arbeiten des freiwilligen Arbeitsdienstes sollen auch
künftig gemeinnütztig und zusätzlich sein. Der Arbeits-

dienst darf nicht zu einer Verringerung der Arbeitsgelegenheit auf
dem freien Arbeitsmarkt führen. Er muß sich auf Arbeiten er-

strecken, die weder jetzt noch in absehbarer Zeit ohne Einsatz des

freiwilligen Arbeitsdienstes vorgenommen wer-den können. Arbeiten,
die als Rotstandsarbeiten durchgeführtwerden können, sollen nicht im

Wege des freiwilligen Arbeitsdienstes gefördert werden. Die Ge-

meinnützigkeit wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß die Arbeiten
in erster Linie einem beschränkten personenkreis (Mitgl«iedern von

Verbänden und Genossenschaften, Hilfsbedürftigen) zugute kommen,
sofern die Allgemeinheit ein wesentliches Interesse an der Aus-
führung hat,

Da der freiwsillige Arbeitsdienst der Gesamtheit dienen soll, darf
er nicht für politische oder staatsfeindliche Zwecke miß-
b rauch t werden. Eine ähnliche Vorschrift find-et sich auch in den
bisher gelten-den Bestimmungen.

T r ä g e r d e· r A r b e it dürfen auch künftig nur Körperschaften
des öffentlichen Rechts oder solche Vereinigungen oder Stiftungen
sein, die nach ihrem Zwecke gemeinnützige Ziele verfolgen, ferner
Vereinigungen, die Gruppen von Arbeitsdienstwilligen zusammen-
fassen. Unternehmungen, die auf Erwerb gerichtet sind, können nur

dann Träger der Arbeit sein, wenn die Ergebnisse ausschließlich
oder überwiegend der Allgemeinheit unmittelbar zugute kommen.
Als Träger des Dienstes kommen neben den Trägern der
Arbeit Vereinigungen oder personen in Betracht, die für die Zu-
sammenfassung und Betreuung von Arbeitsdienstwilligen in beson-
derem Maße geeignet sind.

Der Eintritt in den freiwilligen Arbeitsdienst begründet ebenso-
wenig wie bisher ein Arbeits- oder Dienstverhältnis im Sinne der

gesetzlichen Vorschriften. Den Arbeitsdienstwilligen kommt jedoch die

Soziale Versicherung und der Arbeitsschutz zustatten,
soweit die Natur der Arbeit es erfordert. Die Sozialversicherung für
die Arbeitsdienstwilligen wird wesentlich vereinfacht und verbilligt.
Das Nähere enthalten die Ausführungsvorschriften.

Um die Mittel, die für den freiwilligen Arbeitsdienst zur
Verfügung stehen, so wirksam wie möglich einsetzen zu können,

werden die Reichsmittel und die Mittel, die die Reichsanstalt für
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung für denselben
Zweck zur Verfügung stellt, einheitlich zusammengefaßt und ver-

waltet. Damit wird das ganze Verfahren, über dessen Schwer-
fälligkeit unter den bisherigen Vorschriften vielfach geklagt wurde,
ganz wesentlich vereinfacht. Die Verwaltung der Mittel und die

Leitung des freiwilligen Arbeitsdienstes ist Sache eines Reichs-
kommissars, der dem Reichsarbeitsminister untersteht. Als

Reichskommissar hat die Reichsregierung auf Vorschlag des Reichs-
arbeitsministers den präsidenten der Reichsanstalt für Arbeits-

vermittlung und Arbeitslosenversicherun-g, Dr. Syrup, ernannt. Jhm
sind als B e z i r k s k o in m i s s a r e die Präsidenten der Landes-
arbeitsämter unterstellt. Diese entscheiden darüber, ob eine Arbeit
den Voraussetzungen für eine Förderung entspricht und setzenHöhe
und Dauer der Förderung fest.

Als Förderung wird für den Arbeitsdienstwilligen ein

Betrag von höchstens 2 RM. wochentäglich bis zur Dauer von

20 Wochen innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren gewährt
werden. Bei Arbeiten, die von den Bezirkskommisfaren als volks-

wirtschaftlich wertvoll anerkannt sind, soll die Förderung bis zu
40 Wochen verlängert werden können.

Unabhängig von dieser Förderung können Arbeitsdienstmillige,
die bei volkswirtschaftlich wertvollen Arbeiten beschäftigsind, G u t -

schriften für Siedlungszwecke im Reichsschulds
b u ch erhalten. Die Gutschrift darf nur beim Erwerb einer Siedlers

stelle, bei der Errichtung eines Eigenheims oder als Beitrag zu den

Kosten einer Siedlerschulung Verwendung finden. Sie beträgt für
jeden Wochentag der Beschäftigung 1,50 RM. Die Einzelheiten
fiinden sich in den Ausführungsvorschriften.

Ob ein Arbeitsdienstwilliger aus den Mitteln des freiwilligen
Arbeitsdienstes gefördert werden kann, entscheidet der V or-

sitzensde des Arbeitsamts des Ortes, indessen Bezirk die
Arbeit ausgeführt wird. Er handelt dabei als Beauftragter des

Bezirkskommisfars.
Besondere Anordnungen werden für sdie Auswahl und

Schulung von Führern getroffen werden müssen, auf die
es beim freiwilligen Arbeitsdienst entscheidend ankommt.

Reichskommissar und Bezirkskommisfare sollen Personen
und Vereinigungen, die sich auf dem Gebiete des frei-
willigen Arbeitsdienst-es b esondere Erfahrun gen erworben

haben, zur beratenden Mitwirkung heranziehen. Auch mit den .

Dienststellen des Reichs, der Länder und der Gemeinden und anderer

öffentlicherKörperschaften,die für die Durchführung des freiwilligen
Arbeitsdienstes in Frage kommen, sollen sie ständig Fühlung halten.

’

Auf diese Weise sollen Angebot und Nachfrage aufeinander ab-

gestimmt und alle Möglichkeiten für einen zweckvollen Einsatz des

freiwilligen Arbeitsdienstes ausgenützt werden.

Diie Reichsregierung sieht, wie sie bei Verkündung der neuen

Verordnung zum Ausdruck gebracht hat, in der neuen Regelung des

freiwilligen Arbeitsdienstes keine endgültige Ordnung des Gegen-
standes. Sie hält vielmehr den Arbeitsdienst für entwicklungsfähig
und behält sich vor, ihn unter Berücksichtigungder kommenden Er-

fahrungen weiter auszubauen. Der Reichskommissar hat den Auf-
trag, über seine Erfahrungen zu berichten und ein Gutachten über

die notwendigen Voraussetzungen und die zweckmäßigeForm einer

Arbeitsdienstpflicht zu erstatten. Das Gutachten wird der

Offentlichkeit zur Beurteilung zugehen.

Zwang zur Rationalisierung im Steinkohlenberaban
Von Oberingenieur W. Spellmann, Lehrer für Grubenrechnungswesen an der Bergschule in Essen

»

Das Wort Rationalisierung ist ·neu, es steht nicht in Dudens

Wörterbuchund läßt sich sinngemäß nicht übersetzen. Dagegen ist
nicht neu, was unter dem Worte verstanden wird. Schon früh fand
der Bergbau, und besonders der schwer ums Dasein ringende Ruhr-
kohlenbergbau, Anschluß an die Großverbraucher,an Hochöfen und
Walzwerke, und schon in den achtziger Jahren des vergangenen
Jahrhundertsschlossen sich die Bergwerksbesitzer im RheinischsWests
salischen Kohlensyndikat zur gemeinschaftlichen Arbeit zwecks Ab-

satzriegelungzusammen. Jnfolge dieses Zusammenwirkens im Syns
dikat und in enger Verbindung mit der Eisenindustrie stand in der

Vorkriegszeit der Bergbau, dessen große volkswirtschaftliche Bedeu-

tung allgemein anerkannt wurde, in Blüte.

Durch den verlorenen Krieg hat Deutschland wohl seine macht-
politische Geltung verloren, dagegen begegneten unsere Wirtschafts-
leistungen jenseits der Grenzen nach wie vor allgemein-er Achtung.
Wollten wir diese erhalten und festigen, so mußten wir das wert-

volle Gut der Arbeitskraft zweckmäßigund mit höchsterWirkung
verwerten.
dauern-den Markt zu gewinnen. Auch der größte Teil unserer Arbeit-

nehmerschaft, insbesondere die anerkannte-n Organisationen, stand

Das war die einzige Möglichkeit, im Auslande einen-

der Verbesserung der Arbeitsmethoden freundlich gegenüber, forderte
sogar die Rationalisierung und verschloßsich nicht der Erkenntnis,
daß eine durchgreifende Reorganisation der Betriebe auch im Inter-
esse der Arbeiterschaft erforderlich sei. Für den Ruhrkohlenbergbau
wurde ebenfalls der freie Entschluß zum Vorwärtswollen verstärkt
durch den Zwang, sich lebens· und wettbewerbsfähig zu halten, in-

dem er alle Möglichkeiten der Arbeitsverbesserung ausschöpfte.
Das Friedensdiktat zerriß das Band, das die Wirtschaft des

Ruhrkohlenbergbaus über die Eisenindustrie hinweg mit den Minettes
gruben Lothringens verknüpft-e. Jhrer Erzbasis sberaubt, wurde die

Montanindustrie notleidend, und da diese der Hauptkohleverbraucher
ist, wurde auch der Steinkohlenbergbau sehr geschwächt. Dazu kam

eine Verringerung des Absatzes nach den großen Werken Luxem-
burgs, welches früher zum deutschen Zollgebiet gehörte und heute im

Zollverein mit Belgien verbunden ist.
» «

Trotzdem entstand in den ersten Nachkriegsjahren»inDeutschland
ein groß-erKohlenmangel, da die frühere Arbeitszeit unter Tage
von achteinhalb Stunden auf sieben Stunden herabgesetzt wurde und

viele allgemeine wie auch örtliche Streiks den Bergbauhinderten,
den Kohlenhunger zu befriedigen. Die Kohlenforderung ging im
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Ruhrbezirk um ein Drittel je Kopf und Schicht zurück und kam wäh-
rend des Ruhrkampfes fast ganz zum Erliegen. Jn dieser Zeit der

Kohlenknappheit wurde auf den großen Hütten damit begonnen, die

Wärmewirtschast wissenschaftlich mit dem Ziel-e der Koshleersparnis
zu untersuchen. Der Erfolg dieser Arbeit war, daß heute z. B. für
die Erzeugung einer Tonne Rohstahl etwa nur ein Drittel von der

Kohlemenge verbraucht wird wie vor dreißig Jahren.
Der Braunkohlenbergbau erstarkte, weil seine Förderung im

Jnlande verbleibt und nicht so starker ausländischer Konkurrenz
wie der Steinkohlenbergbau begegnet. Zum Treiben der Motoren

fand die Verwendung von Ol weite Verbreitung und auch die fort-
schreitende Ausnutzung der Wasserkräfte schränkteden Absatzmarkt
der Steinkohle weiter ein. Der holländisch-eBergbau, früher kaum

beachtenswert, entwickelte sich in den Kriegs- und Nachkriegsjahren
zu einer bedeutenden Leistungsfähigkeit Billige Kohle polnischer
Herkunft konkurrierte auf mehreren Auslandsmärkten mit der deut-

schen Steinkohle. Jn Großbritannien wurde die Kohlenförderung
u. a. durch staatliche Zuwendungen sehr pfleglich behandelt. Gute

eologische Verhältnisse, billige Verfrachtungsmöglichkeit und in

etzter Zeit der Währunigssturz machen England zum schärfstenWett-
bewerber auf dem Weltkohlenmarkt.

Es waren aber auch noch andere, nicht minder wichtige Gründe
für den Ruhrkohlenbergbau zwingend, die Leistungsfähigkeit der
Gruben zu steigern. — Als Tributlat wurden den Zechen Industrie-
obligationen auferlegt, und hohe isenbahnfrachten wurden durch
Reparationsverpflichtung erzwungen. Die Staffel der Frachtsätze
bewirkt, daß die Ruhrkohle schon in Kassel auf Kohle aus dem weit-

abgelegenen Oberschlesien stößt. Hohe Steuerlast zehrte alle stillen
Reserven auf. Die aufgenommenen Verpflichtungen drückten außer-
ordentlich, weil die Zinssätze eine früher ungekannte Höhe er-

klommen. Das ist bei der Eigenart des Bergbaus, in dem große
Anlagekapitalien verhältnismäßig nur geringen Betriebsmitteln

gegenüberstehen,von besonderer Bedeutung. Die sozialen Abgaben
wuchsen zu einer für Unternehmer und Arbeitnehmer untragbaren
Last und verteuerten die Kohle. Bei den Lohnverhandlungen konnten

seitens der Arbeiterschaft immer höhere Löhne erzielt werden, und
die Tarifpolitik fand eine·Anwendung, welche die unternehmerische
Betätigung stark einschränkte.

«

Diese und noch einige andere Gründe zwangen den Bergbau im

Ruhrbezirk zur Nationalisierung, die einem Aufbau von Grund auf
ähnlich war. Worin bestand diese Umstellung? — Veraltete Zechen,

die unrentabel arbeiteten, wurden stillgelegt. Damit die Maschinen
möglichst voll ausgenutzt werden konnten, wurde die Förderung auf
wenige Schächte zusammengelegt. Ähnliches geschah mit den Auf-
bereitungs- und Verladeanlagen und durch den Bau großer Zentral-
ksokereien. Auf den Gruben, die in Förderung blieben, wurde die

Anzahl der Betriebspunkte verringert, wodurch die kostspielige Unter-

haltung zahlreicher Strecken wegfiel. Man baut zunächst solche
Flöze ·ab, deren Kohlensorten gefragt werden, und läßt Flöze mit

weniger gefragten Sorten oder mit schwierigeren geologischen Ver-

hältnissen vorerst unverritzt bis auf bessere Zeiten in der Grube zu-
rück. Die Kohlengewinnung und die Förderung »vor Ort« sowie
das Verfüllien der geschaffenen Hohlräume wurden mechanisiert, wo-

durch die Anzahl der unter Tage installierten pferdekräfte eine früher
ungekannte Höhe erreichte.

Diese Maßnahmen bewirkten, daß der Förderantseil je Arbeiter
und Schicht erheblich stieg. Jedoch ist diese Leistungsteigerung kein

Gradmessser für die Wirtschaftlichkeit der Gruben. Ihre Rentabili-
tät ist nur zu ermitteln aus den Zahlen, die ,unter dem Strich«
stehen. Aus der Bilanz ist nun zu ersehen, daßalle Rationalisies
rungsmaßnahmen nicht genützt haben, den Steinkohlenibergbau wieder
rentabel zu gestalten, und alle Erfolge der Rationalisierung durch
erhöhte Steuern, höhere Löhne und gesteigerte Soziallasten wieder

aufgezehrt wurden.

Der Bergbau ist krank.

Da das ganze Wirtschaftsleben an der Ruhr in seinen vielen Ver-

zweigungen und Verflechtungen auf Gedeih und Verderb mit dem

Kohlenbergbau verbunden ist, ist der früher blühende rheinischswests
fälische Jndustriebezirk in seinem ganzen Aufbau und allen seinen
Schichten notlei-den.d.

Diese Feststellung klingt wie die Litanei eines Jeremias. — So
ist es aber nicht gemeint. — Es gibt keinen Grund, warum die un-

glaublichen Anstrengungen, die der Bergbau gemacht hat, nicht letzten
Endes doch zum Guten ausschlagen können. Voraussetzung hierfür
ist daß die Bergindustrie von unerträglichen und untragbaren Be-
la tungen befreit wird. Es ist nicht einzusehen, daß es ein Nachteil
ist, wenn der Bergmann dem Gebirgschoße seine Schätze mit verviel-

fältigter Kraft abtrotzt. Ein Zurück auf dem Wege der Entwicklung
it schon im Hinblick auf den ausländischen Wettbewerb unmöglich.

in Vorwärts steht allen frei. Und es gibt nur eine unverzeiihliche
Sünde in der Technik und Wirtschaft: Stillstand. -

Die Maßnahmendes Anstandes auf dem Gebiet des zivilenluftsthnyes
Von A. Giesler, Berlin

Unter Luftschutz versteht man die Verteidigung des Luft-
raumes über Reich und Hoheitsgewässersowie die Durchführung aller

militärischen und zivilen Maßnahmen, die zur Herabminderung der

durch Luftangriffe entstehenden Schäden dienen. Demnach unter-

scheidet man einen aktiven oder militärischen und einen passiven, zum
Teil militärischen, zum Teil zivilen Luftschutz. Abgesehen von

wenigen ortsfesten Abwehrge-
!

schützen älterer Bauart der Fe-

die Wahrnehmung dieser Geschäfte in der Hand einer militärischen
Dienststelle vereinigt. Marsch-all petain wird zum Generalinspekteur
des Territorialen Luftschutzes ernannt. Seitdem steht die Luftschutzs
arbeit unter der energischen Führung des französischen Marschalls.
Nachdem er sich durch zahlreiche Luftschutzübungen im Laufe des

vorigen Jahres über den Stand der Arbeiten des ihm anvertrauten
Gebietes unterrichtet hat, hält

stung Köni sberg und solchen
an der Kü te ist Deutschland
durch den Vertrag von Versailles
die militärische Abwehr ver-

boten. — Die vor kurzem in Ost-

er es für seine vordringliche
Arbeit, Organisationsrichtlinien
für den Aufbau des Heimatlufts

schutzesherauszugeben. So ent-
tanden vor kurzem die vom

Ministerpräsidenten Laval unter-

preußen unter Leitung amtlicher Zejchneten»»JnstkUktiOne-I»ji«
Stellen stattgefundene gäoßfe gieftssclgturtzchfuhrungddkeszivåleixLutchu übun at die u - u u es« un urze ei

mexkssamigeitZerhOffentbichkeit später einzelne für Sonderzwecke
in erhöhtem Maße auf den zi- ZsctlkitilimteAnhädngeJn dieseknvilien Luftschutz gelenkt. Gleich- . .

«

.. «i inien wer en ne en pra -

zeitig
.

mit «der Berichterstats sfggåefltxggxifqoaoczgwäkånZischenVHinrtvnslsetklkchlknstbespndgketung über diese Übung gingen krkundunqssuqzeuqe 4;W»«45M ie. · »

eran or· i ei»en er

Nachrzchten Von bevorstehen-
v soqbomben qutzuqe Hstpufen Mllltakt Und Zlvlllkchordknfett-

den großen Luftschutzmanövern
«

Nochtbombenfluz « 25Mmut2n
ZeleäktsfühVeWnthkUlchLdäeFrankreichs durch die Presse. ;- ur rung ·a er u ·u

-

Es erscheint daher dieser Augen- ges-Un Maßnahmen Innerhalb eines

hxick ganz besonders geeignet, Odookm »Abs« Tandesdepartementsist der Lan-
zu untersuchen, was jenseits «

WH« «

..
F« despkafektsHlålskgitllch

der

szFder deut chen Gren ähle auf
«

nanzterupg e immen tee

dem Gegietedes zeigtenLuft-
DLD ocsommuqlonqe Jnstruktionen, daß der Staat

schutzes geschehen ist.
Jn Frankreich wurden die ersten Anordnungen für den

Schutz der Zivilbevölkerung gegen Luftangriffe bereits 1923·erlassen.
Ressortschwierigkeiten der beteiligten Ministerien wirkten sich Jedoch
so hemmend auf die Arbeiten aus, daß praktisch bis zum Jahre 1928
ein Fortschritt der Luftschutzarbeiten in Frankreich nicht zu ver-
zeichnen ist. Seitdem nehmen sich in besonderem Maße die mili-

tärischen Kreise dieser Materie an. Jm Januar 1931 veröffentlicht
die Regierung eine Erklärung, in der sie sich mit Nachdruck ·für die
Durchführung von Luftschutzmaßnahmenausspricht und gleichzeitig
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die notwendigen Ausgaben für
die Verwaltungsbehörden durch die öffentlichen Einrichtungen
deckt, und die kommunalen Behörden für solche Aus aben aug-
Lzäkommenhaben die unmittelbar zum Nutzen der Allgemeinheit sin .

it besonderer Sorgfaltist auch die Aufklärung der Bevölkerung be-

handelt. Hierbei fallen den Organisationen der Reserveoffiziere
wichtige Aufgaben zu. -

Von der Erkenntnis ausgehend, daß ein wirksamer Schutz ein

gutes Nachrichtennetz zur Voraussetzung hat, wird der Flugmeldes
dienst vordringlich bearbeitet. Für die Führung der Beobachtungs-
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Linien sind in erster Linie die Bedeutung eines Gebietes für die

Landesverteidigung sowie die wirtschaftliche Zusammensetzung des
Landes maßgebend. Auf diese Weise entsteht ein unregelmäßiges,
mit bestimmten Schwerpunkt-en versehenes Rachrichtennetz. Die ein-

zelnen Flugmeldeposten auf den Beobachtunsgslinien sind etwa 10 bis

12 lkm voneinander entfernt und mit der in jeder Masche liegenden
Meldesammelstelle nachrichtentechnisch verbunden. Zunächst werden

hierzu die vorhandenen Postleitungen verwandt, jedoch wird der Bau
von eigenen Leitungen angestrebt. Für die Besetzung der Flugmelde-
dienststellen ist besonders gut ausgebildetes Personal vorgesehen.

v

Außer der erwähnten Organisation des Flugmeldedienstes läßt
man sich den Schutz von Paris besonders angelegen sein. Es sind zu
diesem Zweck von der ,,Oommission Departements-ils de la Dötenso
de Paris« Richtlinien aus-gestellt,die für die Bearbeitung des Luft-
schutzes der Hauptstadt drei Kommissionen versehen. In ihnen sind
neben Vertretern aller Behörden auch diejenigen der in Frage kom-
menden Organisationen vertreten. (Feuerwehr, Rotes Kreuz usw.)

Auch für den Gasschutz wird neuerdings geradezu in markt-

schreierifcher Form Propaganda gemacht. Zum Zwecke der Auf-
klärung der Bevölkerung ist in Paris unter dem Vorsitz eines Oberst-
leutnants die ,Li e de äökense arionne« gegründet.

Es sei schrielich nach daran hingewiesen daß Frankreich auch
für dieses Jahr mehrere Luftschutzübungen,und zwar vornehmlich an

seiner Ostgrenze (Dijon, Metz), plant.
In Englan d hat man ebenso wie in Frankreich zunächstein

gutes Meldenetz geschaffen. Die Erkenntnis« daß es in dem ver-

eini ten Königreich infolge seiner geographifchen Lage und wirt-

scha tlichen Struktur nur ein Gefaihrenzentrum größeren Umfanges,
nämlich London, gibt, ist für den Aufbau des englischen Flugmeldes
dienstes maßgebend gewesen. Man hat sich daraus beschränkt, ledig-
lich zwischen Hauptstadt und

Die Dislozierung einzelner wichtiger Industrien aus der west-
lichen Lombardei in Gegenden südlich des Apennins läßt darauf
schließen,daß man von seiten der amtlichen Stellen bestrebt ist, diese
Betriebe in weniger gefährdeten Zonen unterzubringen.

Dem Gasschutz widmeten die Behörden auf den vorjährigen
Ausstellungen in Rom und Mailand durch Vorführung von Gas-

schutzgerätenihre erhöhte Aufmerksamkeit «

In der Tschechoslowakei hat das Rational-Verteidigung-
Ministerium bereits im Mai 1930 alle Kreise zur tatkräftigen Betäti-

gung aus dem Gebiete des zivilen Luftschutzes aufgerufen. Ein »Beirat
für diei passiveFliegerabwehr für die Ziviilbevölkerung«,an dessenSpitze
der Vorsitzende des Nationalrates steht, beabsichtigt, zunächstin allen
Städten Ausschüsse für »die Aufklärung der Bevölkerung zu bilden.
Des weiteren sollen diese Ausschüsse an der Erkundung und Bereit-

stellung von Zufluchtsstätten sowie der Vorbereitung der Organi-
sation des Sanitätsdienstes mitarbeiten. In baulicher Beziehung
hat man, soweit es sich um öffentliche Bauten handelt, behördlicher-
seits bestimmte Richtlinien erlassen und so Sorge dafür getroffen,
daß die Kellerräume neuigebauter öffentlicher Gebäude splitter- und

gassicher eingerichtet werden.

Rußland hat sich in dem ,,()so Aviaohim« eine das ganze
russische Volk umfpannende Organisation geschaffen, die im wesent-
lichen für den russischen Luftschutz verantwortlich ist. An der Spitze
dieses Bundes steht der Präsident des Rates der Volkskommissare.
Die Luftschutzausbildung geschieht in besonderen Zellen, die nach Art
der Parteizellen in Rayons zufammengefaßt sind-. Die Rayons
wiederum erhalten ihre Weisungen über die Provinzialleitung von

der Zentrale des Verbandes, der in seiner Spitze, wie bereits gesagt,
rein parteiisch eingestellt ist. Der Luftschutzverband wird somit zu
einem wesentlichen Faktor der Parteiorganisation.

Neben den umfangreichen
Südküste ein Flugwachennetz
auszubauen. Über bestimmte
Meldezentralen, deren es in die-

sem Gebiet sieben gibt, gelangen
die Meldungen auf luftfchutzs
eigenen Leitungen oder dem

Funkwege in das Hauptquartier
der Abwehr im südlichen Bezirk
Londons Die Meldedienststellen
werden durch Freiwillige aller
Stände und jeden Alters besetzt. J .

Ihre Ausrüsxungist so einfach set .

wie möglich.«— Innerhaib Lon-
"

's» «z««.g«.«sk.k.xcasidt«93z
dons beabsichtigt man, durch
Ausnutzung des UiBahnnetzes M HI« Läg

. IN
’

Zuflucht-säume für dies Bevölke- IZHM» OHYZHHH»Es-«
rung zu schaffen. — Äußerungen .

«—.-.YCHFHYItz- ad

hoher englischer Regierungsbes sysqss IF« H —-

omten zufolge, beschäftigt man Htzd
sich in jün ster Zeit auch in er- Maria«-»Ja-

«
»Ist-«

X
«

höhtemMagemit dem Gasschutz, WITH-IF "

«

wobei dem englischen Roten J - · -

Kreuz die Aufgabe zuteil ge-
worden ist, insonderheit für die Ausbildung seiner Angehörigen in

der Gasabwehr zu sorgen. Die Belehrung der Bevölkerung erstreckt
sichauf alle Kreis-e einschließlichder Schuljugend. Bei dieser Auf-
klarungsarbeit wird die Regierung durch einflußreiche Klubs
unterstützt. ,

Von den nordischen Ländern verdient besondere Erwähnung
S ch w e den

,»
das sich eit 1927 eingehend mit dem Problem des Luft-

schutzesbescha tigt. s ist insbesondere das Verdienst der »Ver-
einigungfür tockholms feste Verteidigung« in Schweden, den Ge-

dankenfür den«Lustschutzwachzuhalten und die Maßnahmen der Be-
hörden tatkraftig zu fördern. Nach einem Bericht der Jahresver-
sammlung dieser fVereinigung, die im Iuni dieses Iahres
stattgefunden hat, sind den behördlichenKassen für die Anschaffung
von Luftfchutzgerätund die Einrichtung bestimmter Dienststellen
erhebliche Betrage zur Verfügung gestellt. So z. B. für Flug-
abwehrkanonen und Scheinwerfer 320 000 Kronen, für die
Einrichtung einer Flugmeldezentrale 130 000 Kronen.

In Italien wurde durch das Gesetz vom 18. Februar 1931 die

Organisation·desLuftschutzesverankert. Dieses Dekret bestimmt
u. ·a., daß die«territoriale .Lufts·chutzmilizeine Sondertruppe der
nationalen freiwilligen Sicherheitsmiliz sei und als solche ge-
meinsam mit den militärischenAbwehrverbänden den Luftfchutz in
Friedenszeiten vorzubereiten und im Kriege auszuführen habe. Der
Schwerpunkt der Verantwortlichkeit liegt demnach in Italien bei
der militärischenBehörde.

Auch in Italien wird
zunächst

der Flugmeldedienst organisiert.
Die Flugwachlinien ziehensichent ang der Grenze. Darüber hinaus
sind alle größerenund wichtigen Städte mit besonderen Alarmkreisen
umgeben Die Abstände der Flugwachen untereinander betragen
ungefähr 10 km. Vorläufig benutzt der Flugmeldedienstdie Fern-
sprechleitungen des öffentlichenVerkehr-, Jedoch wird auch hier ein

besonderes Flugmeldenetz angestrebt.

Arbeiten dieses Privatverbandes
arbeitet die Regierung auch selb-
ständig auf diesem Gebiet. Sie
ist mit Nachdruck bemüht, die

größten und wichtigsten Bahn-
höfe und Verkehrsknotenpunkte
an der Westgrenze mit Lustschutz
zu versehen. — Besonders häu-
fig wird bei Erörterungen über
Luftschutz Polen genannt.
Dies dürfte seinen Grund darin

haben, daß in Polen eine mit
FCW -"-JJCW

k T
x weiteftgehender Unterstützung des

I 's
., zsermi Staates ausgestattete Organisa----

JÆ tian, die Liga sük«suft- und

so dslgmdukq Gasschutz, in propagandistischer
M ZW Weise die Belange des Luft-

scEl tzzsulmwlmllschutzes vertritt. Besonders rüh-
10

Märschen-irig ist sie in den deutschen Grenz-
« « bezirken. Aufklllärung

der Schul-
M

jugend und nterrichtung der
-.-——.

Numqu
0-L0—

LBevögerungchdurch Flug- und
ut uwo en ind ihr au -

betätigungsfeld. Über Mängel, diesdtizesenVsereinsverknstths
tungen anhaften, wird seitens der Regierung geflissentlich hinweg-
gesehen. Der Zweck heiligt die Mittel. Kindern werden Papier-
gasmasken ausgesetzt und mit ihnen Demonstrationss und Werbe-

züge veranstaltet. Die bei solchen Veranstaltungen einkommenden
Gelder werden von der Liga zur Anschaffung von Literatur und

Anschauungsmaterial verwendet. Hierzu wird oft ein Zuschuß aus

öffentlichen Kassen gewährt.
Behördlicherseits verwendet man größte Sorgfalt auf die Aus-

bildung der Eisenbahnbeamten im Luft- und Gasschutz. In zehn-
tägigen Kursen werden sie an Hand eine-r besonderen Vorschrift
ausgebildet und ihnen am Schluß des Lehrgangs ein Diplom über

die erfolgreiche Teilnahme «ausgehänsdigt.
Reben den hier genannten Ländern beschäftigensich auch alle

anderen Staaten Europas, die Vereinigten Staaten Nord-

amerikas und Japan mit dem Luftschutzproblem. Der Hin-
weis, daß z. B. die neutralen Länder, H o l la nd und die S ch w e i z,

diesem Gebiet ihre besondere Aufmerksamkeit widmen, beweist zur Ge-

nüge, wie ernst man überall dieses Gebiet der Landesverteidigung nimmt.

Deutschland steht am Anfang seiner praktischen Arbeit.

Die letzten Ubungen im Osten des Reiches waren die erste größere
Überprüfung jahrelanger theoretischer Arbeiten. Das Spiegelbild
der Presse über diese Versuche läßt, abgesehen von weni en Aus-
nahmen, den Schluß zu, daß auch in unserem Volke die ·rkenntnis
von der unbedingten Notwendigkeit ein-es Luftschutzes sich Bahn
bricht. Der zivile Luftschutz ist nur ein Teil des ge-
samten Lustschutzes, dessen wichtigster Teil »die
militärifche Abwehr ist« AllesStaaten der. Kett besitzen
neben dem zivilen Luftschutz einen hervorragenden militarischenLuft-
schütz. Das Zusammenarbeiten beider allein verbürgt, soweit über-
haupt möglich, erst einen guten Schutz des Vaterlandes und seiner
Bürger gegen Luftangrifse.
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Zum 11. Deutschen Sängerbundessest
Von Dr. Hermann Ullmann.

Die Sängerbundesfeste haben bereits eine Bedeutung in der

deutschen Geschichte. Uus den bescheidenen Anfängen der zelterschen
Liedertasel, an deren Bestrebungen noch Goethe wohlwollenden Un-
teil nahm, aus den

einheit. Es war bezeichnend, das-: nach der Gründung des Reiches
zunächst Rückschlägekamen mun hörten die Bundesfeste keinen zweit
mehr, meinten manche), dann aber eine gesunde quwärtsentwicklung

einsetzte. x9(2, fünfzig
ersten Sänger-festen
in Plachingen (x827)
und Frankfurt am

Main (1838) mit ihrer
pflege einer sozial
ausgleichenden Ge-

selligkeit wurde eine,
das ganze deutsche
Volk umfassende Be-

wegung, die bei

strenger Ausschaltung
alles Parteipolitischen
den Gedanken der

deutschen Einheit
kraftvoll gefördert
hat. Turner und

Sänger standen bei
der Vorbereitung der

Reichsgründung an

erster Stelle. Seit

Schillers x00. Ge-

burtstag, vor allem

seit dem berühmten
Deutschen Sängerfest
in Nürnberg 186x
reiste der Gedanke,
einen festen Rahmen
für die große
deutsche Sängerbewe-
gung zu schaffen.
1862 wurden in«

Koburg at Sänger-
»

bünde zu einer losen Vereinigung zu.sammenge.»-.chlossen.lIsGHfand
ihr erstes Fest statt: eine machtvolle Kundgebung sür die Reichs-

T

Scherenschnitt von Evmari

«-

232

Jahre nach der Grün-

dung, umfaßte der
Bund x86 000 Mit-

glieder in 5391 Ver-
einen. Heute sind es

16405 Vereine mit

546592 Mitgliedern
»Die Sache des

Deutschen Sänger-
bundes war die des

deutschenVaterlandes;
ein Sehnen und Rin-

gen nach der deutschen
Einheit«: dieser Leit-

spruch leuchtet seit
i865, seitDresden allen

Bundesfesten voran.

Das zweite (x874) in

München, das dritte

(x882)inHamburg,das
vierte (x890) in Wien,
das fünfte (x896) in

Stuttgart. das sechste
(1902)inGraz, das von

der damaligen österrei-
chischenBadeniiRegies
rung schikaniertwurde,
das siebente in Bres-
lau und das achte
Izugleich fünfzigjähris
ges Gründungsfest)
in Nürnberg: sie alle

wurden in demselben Geiste gefeiert; die Volkseinheit wurde über

die Staatsgrenzen hinweg gepflegt und bekundet. 1924, zum erstenmal
nach dem Kriege, trifft man sich in Hannover, ernst und in merk-
bar-er künstlerischerVervollkommnung. Das zehnte Fest endlich ver-

einte 120 000 Sänger, allein 3000 aus Amerika, in Wien zu einer

Bekundung großdeutschenWillens von unvergeßlicher Macht. Im
endlosen Festzuge marschierten Abgesandte aller deutschen Gebiete
in der Welt, aus den elf Staaten, in denen das europäische Deutsch-
tum Heimatrecht hat, aus Süidwestafrikaund aus Nordamerika.

sum Märkischen Sängerfest in Potsdam (Stadion Luftschiffhafeiy

Dem elften Sängerbundesfest in Frankfurt a. M. wurde nun

bewußt und planvoll ein ,,Tag des Volkstums«, im ernsten knappen
Stil dieser Notzeit, eingefügt. Ein »VolksdeutscherAusschuß«, in
dem sämtliche den volksdeutschen Gedanken praktisch pflegende
Organisationen vertreten sind, hat in den Gesamtplan des Festes
eine reichgegliederte und doch straff zusammengefaßte Kundgebung
für die geistige und seelische Einheit aller. Deutsch-en in der Welt

eingebaut. Zwischen die großen Konzerte, die u. a. am Donnerstag,
dem U. Juli, die Uraufführung des Oratoriums »Der jüngste Tag«
von Otto Jochum, am Freitag Uraufsührungen von Werken des

westsälischenKomponisten Nellius, ein Konzert des Männerchors
San Franziska, des Männergesangvereins Zürich, der Vereinigung
deutsch-singender Gesangvereine in polen und eine überwältigende
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Fülle von Darbietungen rieichsdeutscher Chöre und Vereine brachten,
waren wertvolle Feststunden für die Veranstaltungen des Volks-

deutschen Ausschusses eingefügt. Am Freitagnachmittag sprachen
neben dem Reichsminister des Innern, Freiherrn von GaYl,
Vertreter des Auslandsdeutschtums (Serfarth-Brooklyn, Naumanns

Posen) sowie der Vorsitzende des Vereins für das Deutschtum im

Ausland Dir. Geßler, am Sonnabendmorgen in einer Paulskirchen-
kundgebung ein Sudetenideutscher und ein Siebenbürger, zwei Redner

also, deren Vorväter noch Vertreter in das Paulskirchenparlament
gesandt haben. Am Sonntag vereinigte außerdem ein Volks-deutscher
Abend, veranstaltet vom Verein für das Deutschtum im Ausland zu

Frankfurt a. M., die auslanddeutschen Teilnehmier.
Diese besondere Betonung der volksdeutschen Einheit entspricht

nicht nur der Überlieferung des Deutschen Sängerbundes und den

Notwendigkeiten der Zeit, sondern auch der Bedeutung der deutschen
Sängerbewegung außerhalb des Reiches selbst. Im »Sängerbund
der Sudetendeutschen«sind rund 900 Vereine mit ZZ 000 Mitgliedern

politische Chronik

zusammengefaßt. Im »Siebenbürgischen Deutschen Sängerbund«
und im ,,Bund Banater deutscher Sänger« sind die an Rumänien

gekommenen Deutsch-en vereint. In Rumpfungarn und Südslawien
blühen deutsche Gesangvereine. In Nordamerika bestehen mehrere
Bünde, die sich 1900 in Brooklyn zu einem Sängerfest mit 6000 Be-

suchern zusammenfanden. In Chile sind 22 Vereine zusammeniI
geschlossen, in Brasilien und Argentinien, in Südasrika macht die

Sängerbewegung beständigeFortschritte.
Sie ist also ein wichtiger Antrieb zur steten Bekräftigung und

Vertiefung des Gedankens der Volksgemeinschaft über alle trennen-

den Grenzen hinweg, und gerade in dieser Zeit, in der deutsche Zwie-
tracht das Binnendeutschtum bis in die Grundtiefen erschüttert, ist
das große Beispiel des Deutschtums an den Grenzen und jenseits
der Grenzen, das von ihm besonders kraft- und opfervoll vorgelebte
Beispiel der geistigen und seelischen Einheit des ganzen Volkes

doppelt nötig und fruchtbar.

Vom 12. bis 22. Juli

Neuordnung in Preußen:
«

Reichskanzler von Papen empfängt die preußischenMinister
Severing, Hirtsiefer und Klepper und teilt ihnen mit, daß der Reichs-
prässident ihn zum Reichskommissar für das Land Preußen und den

Essener Oberbürgermeister Dr. Bracht zu seinem Stellvertreter und

kommissarischen preußischen Innenminister ernannt habe. Der ge-
schäftsführendeMinisterpräsident Braun und der geschäftsführende
Innenminister Severing werden ihrer Amter enthoben. Severing
erklärt, nur der Gewalt weichen zu wollen, darauf wir-d eine zweite
Rotverordnung des Reichspräsidentenverkündet, durch die in Groß-
Berlin und der Provinz Brandenburg der militärische Ausnahme-
zustandverhängt wird. Die vollziehende Gewalt geht an den Reichs-
wehrministerüber, der sie an den Militärbefehlshaber im Wehr-
kreis Ill, Generalleutnant von Rundstedt, weitergibt. — Der bis-

herige Polizeipräsident von Berlin, Grzesinski, der Polizeivizes
prasidentDr. Weiß und der Kommandeur der Schutzpolizei, Oberst
Heimannsberg, werden abgesetzt. Polizeipräsident von Berlin
wird der bisherige Polizeipräsident von Essen, Melcher, das Kom-
inando der Schutzpolizei erhält der bisherige Leiter der Polizeischule
Eiche, Oberst Poten. —- Auch die übrigen Mitglieder des preußischen
Kabinetts werden ihrer Amter enthoben. Mit der Leitung der frei-
gewordenen Ministerien werden kommissarische Vertreter beauftragt.
s-— Die bisherige preußischeStaatsregierung ruft den Staatsgerichtss
hof cin (20. Iuli). — Eine Reihe höherer preußischer Beamter
wird ihrer Amter enthoben, darunter Z Staatssekretäre, 1 Mini-

sterialdirektor, 4 Oberpräsidenten, 5 Regierungspräsidenten und
10 Polizeipräsidenten (22. Iuli). — Generalleutnant von Rund-

stedt erläßt eine Bekanntmachung, wonach jegliche Aufforderung zum
Generalstreik verboten ist (22. Iuli). —- Die Regierungen von

Bayern und Baden erheben Klage beim Staatsgerichtshof, um eine

Klärung über die Frage herbeizuführen, ob das Reich zu seinem Vor-

gehen in Preußen berechtigt war oder nicht (22. Juli .
—

Ausland:

Bei der Abstimmung über die Haushaltsvorlage in der franzö-
sischen Kammer erhält Herriot eine Mehrheit von 306 gegen 172
Stimmen bei 125 Stimmsenthaltungen (12. Iuli). — Anläßlich einer
Kundgebung der polnischen Verbände in Warschau kommt es zu
deutschfeindlichen Kundgebungen (12. Iuli). —- Norwegen ergreift

Besitz von Teilen SüdostsGrönlands (12. Iuli). — Im englisch-en
Unterhaus wird der Abschluß eines englisch-französischenKonsul-
tativpaktes bekanntgegeben. Deutschland, Italien und Belgien wer-

den zum Beitritt eingeladen (1Z. Iuli). —- Gleichzeitig mit der Ver-

öffentlichung des englisch-französischenAbkommens wird die seiner-
zeit schriftlich eingelegte Rechtsverwahrung des Reichskanzlers von

Papen bekanntgegeben (14. Iuli). —" Das Anleiheprotokoll für
Österreich wird unterzeichnet. Deutschland enthält sich bei der Ab-

stimmung aus Protest der Stimme (15. Iuli). — Das österreichische
Transfermoratorium wird in Kraft gesetzt (15. Iuli).-— Der

Besuchdes polnischen Außenministers Zaleski in Paris wird mit
dem englisch-französischenVertrauensabkommen in Zusammenhang
gebracht (15. Iuli). —- Die Wahlen in Rumänien bringen der
Rationalen Bauernpartei die Mehrheit (17. Iuli). — Der ameri--

kanische Senat verabschiedet ein Gesetz, nach dem die Ausgabe von

1,1 Milliarden neuer Banknoten zugelassen wir-d (17. Iuli). —-

Die Aufnahme der Türkei in den Völkerbund wird vollzogen
(18. Iuli). — Die italienische Regierung wird umgebildet, der bis-

herige Außenminister Grandi übernimmt den Botschafterposten in

London (20. Iuli). — Die britische Reichskonferenz in Ottawa
wird eröffnet (21. Iuli). — Botschafter Nadolny legt den ab-

lehnenden deutschen Standpunkt zum Entschließungsentwurf der Ab-

rüstungskonferenz dar (22. Iuli).

Reich:
Der deutsche Ausfuhrüberschuß beträgt imv Monat Juni 79 Mil-

lionen Reichsmark, einschließlichder Reparationslieferungen 90 Mil-

lionen Reichsmark. —- Der freiwillige Arbeitsdienst wird neu ge-
ordnet. Zum Reichskommissar für- den freiwilligen Arbeitsdienst
wird der Präsident der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und

Arbeitslose-nversicherung, Dr. Syrup, ernannt (16. Iuli). — In
Altona wird ein nationalsozialistischer Demonstrationszug von

Kommunisten beschossen, zahlreiche Tote sind zu beklagen (17. Iuli).
— Der Reichsinnenminisier erläßt ein allgemeines Demonstrations-
verbot (18. Iuli). — Die Zahl der Arbeitslosen ist in der ersten
Iulihälfte um 16000 auf 5492 000 gestiegen.
Länder-:

Der thüringifche Landtag wird aufgelöst; die Reuwahlen finden
zusammen mit den Reichstagswahlen statt (15. Iuli).

: Zur Zeitgeschichte
Der Abschlnzder ersten Phase

.

der Genfer Abrüstungskonferenz
Um«2Z. Juli hat sich die Allgemeine Abrüstungskonferenzver-

tagt. Eint bestimmter Termin für den Wiederzusammentritt ist nicht
festgesetztworden. Es wurde bestimmt, daß das Büro der Konserenz,
das aus den Vertretern von 14 Staaten besteht, am 21. September
zur Behandlung gewisserFragen zusammentreten und je nach dem

Fortgang seiner Arbeiten die Einberufung der Generalkommission
der Konserenz, die praktisch mit der Konserenz selbst identisch ist,
beschließensoll. Der Termin für die Einberufung der General-

kommission soll nicht später als vier Monate nach dem Zusammen-
tritt des Büros, d. h. also nicht nach dem 21. Ianuar 1933, liegen.
Das ergibt demnach eine Konserenzpause von genau einem halben

Jahre, nachdem die Konserenz etwa ebensolange, nämlich vom 2. Fe-
bruar bis zum 23. Juli d. I., mit je einerfkurzenOster- und Pfingst-
pause beisammen war. Die Pause ist reichlich lang bemessen, und

hoffentlich wir-d man während derselben nicht dasselbe Schauspiel
erleben, das zwischen der Festsetzung des Termins des Beginnes der

Konserenz und dem Beginn selbst zu beobachten war. Damals

wurden von gewissen Regierungen hinter den Kulissen viele Dröhte
gezogen, um die Pforten der Konserenz daran zu verhindern, sich
aufzutun. Die Freude dieser Regierungen an der Abrüstungs-
konferenz ist inzwischen schwerlich viel größer geworden. Hoffen
wir, daß wir trotzdem keine Besorgnisse wegen des rechtzeitigen
Wiederzusammentritts der Konferenz zu hegen brauchen!

Welches sind die Ergebnisse der ersten sechs Monate langen Phase
der Allgemeinen Abrüstungskonferenz,und wie sind sie zu bewertenp
Man muß es mit aller Deutlichkeit aussprechen: Die·Ergebnisse
der Konserenz sind, gemessen an dem langen Zeitraum

ihrer Dauer

und dem gewaltigen Aufwand eines na vielen Hunderten
zählenden Personals an Politikern, Diplomaten und Sachverstän-
digen, beschämend,ja beunruhigend gering. In der letzten Sitzung
der Konserenz wurde eine Schlußresolution mit 41 Sti«mmen«für,
2 gegen und 7 Enthaltungen angenommen, in der eine Bilanz
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der Konserenzergebnisse gezogen wird. Um den Wortlaut dieser
Resolution ist wochenlang verhandelt worden. Diese Verhand-
lungen haben eigentlich die ganze Zeit zwischen dem Ende der

Lausanner Konferenz und dem 23. Juli in Anspruch genommen.
Der Sinn dieser Resolution, um deren Formulierung sich in erster
Linie die Franzosen und Engländer und natürlich der Bericht-
erstatter der Generalkommission, der in Formulierungen so gewandte
tschechoslowakischeAußenminister Benesch, bemühten, war der, der
Welt glauben zu machen, es seien wirkliche Ergebnisse erzielt. Be-

kanntlich gibt es in vielen Ländern, besonders auch in England und

Amerika, eine starke Bewegung innerhalb der öffentlichen Meinung
zugunsten durchgreifender Abrüstungsmaßnahmen. Wer das

Journal der Abrüstungskonferenz, eine durch das Völkerbunds-

sekretariat herausgegebene, meist täglich erscheinende Veröffent-
lichung, regelmäßi las, war immer wieder erstaunt zu sehen, welch
große Zahl von öetitionemKundgebungen und Adressen aus den

verschiedensten Kreisen zahlreicher Länder an den Präsidenten der

Abrüstungskonferenz zugunsten wirklicher Abrüstung gerichtet
wurden. Sie sind regelmäßig als Anhang des Konferenzjournals
abgedruckt worden und gaben interessante Ein-blicke in die Ent-

wicklung der Weltmeinung hinsichtlich des Abrüstungsproblems.
Wie nun, wenn die Agbrüstungskonferen auseinanderging, ohne daß
,,Ergebnisse« vorlagen, mit sichtbarem ißerfolg, so daß das kläg-
liche Mißverhältnis zwischen Auf-wand und Erfolg, zwischen Tätig-
keit und Leistung, zwischen Pshraseologie und Handlungen in voller
Nacktheit sichtbar wurde? Konnte man mit solchen ,,Ergebnissen«
nach Hause ziehen, ohne sich Vorwürfen und scharfer Kritik nicht
nur in der öffentlichenMeinung, sondern, was für Minister noch
unangenehmer ist, in den Parlamenten auszusetzenk Da mußte
etwas geschehen. Mit der Gewandtheit und Taktik, die in Genf
entwickelt sind, um die nüchterne Welt der Realitäten mit einem

glitzernden Mantel von Menschheitsphraseologie und hoffnungs-
vollen Hinweisen auf edle Ziele, die in der Zukunft liegen»zu über-
decken, wollte man in einer prächtig aufgeputzten Resolution mogi
lichst viel Erfolg und scheinbare Taten aus allen Eckendes weit-

läufigen Konferenzlabyrinths zusammenkehren, um sich vor» der

Kritik enttäuschter Hoffnungen, vor dem Angriff derer zu schützen,
die mit Besorgnis und Verantwortungsgefühl den Lauf der Er-

eignisse in Genf verfolgt hatten.
So wurde denn der Welt als großes Ergebnis u. a. verkündi t,

daß der chemische und bakteriologische Krieg künftig aufs schärfste
verboten sei. Nur

schade,daß es schon seit 1925 ein Protokoll gibt, in
dem dieselbe Verp lichtung festgelegt ist. Die Abrüstungskonferenzhat
am 22. April eine Resolution beschlossen, in der das Prinzip der

sogenannten qualitativen Abrüstung, d. h. der Beseitigung der

eigentlich-en Angriffswaffen, festgelegt wurde. Leider ist es in viel-

wächigen, mit einem riesigen Aufwand von Sachverständigen
aller Waffengattungen geführten Verhandlungen nicht gelungen, sich
darüber zu einigen, welches denn nun die eigentlichen Angriffs-
waffen seien. Die selbstverständlicheund einzig mögliche Argumen-
tation, daß diese Waffen identisch seien mit denen, die Deutschland
im Versailler Vertrag verboten worden sind, wurde von denen, die
dieselben Waffen in der Nachkriegszeit bei sich aufs sgewaltigste ent-

wickeltund vermehrt haben, abgelehnt. Trotzdem wurde in die er-

wähnte Schlußresolution ein Passus eingefügt, der besagt, daß die
schwere Artillerie über einem bestimmten Kaliber und die Tanks
über einem gewissen Gewicht verboten werden sollten. Nur vergaß
man die Hauptsache, nämlich die Kalibergrenze, über der die schweren
Geschütze verboten, und das Höchstgewicht der Tanks, die erlaubt
bleiben sollen, anzugeben. Der Führer der deutschen Delegation,
Botschafter Radoln7, bemerkte in seiner Schlußrede mit Recht, daß
man nach den Erfahrungen, die man bei den Debatten der Land-

kommission über die Bestimmung der Angriffs-waffen hinsichtlich
der Tanks und schweren Geschütze gemacht habe, leider befürchten
müsse, daß diese oberstenGrenzen für Tanks und Geschütze von

gewissen Staaten so festgesetzt werden würden, daß so ziemlich alle
vorhandenen schweren Geschütze und Tanks von der Abrüstung aus-

geschlossen bliebenl Da ist weiter in der Schlußresolution eine

Stelle, in der es heißt, daß künftig der Abwurf von Bomben ver-

boten sei. Leider verlautet aber nichts, ob etwa die Bombenflug-
zeuge nun abgeschafft, alle Vorbereitungen auf den Bombenluftkrieg
verboten und jegliche Ausbildung militärischen Personals im Bom-

benkrieg ausgeschlossen sein sollte. Nur dies wäre eine wirkliche
Abrüstungsmaßnahme. Denn glaubt ernstlich jemand, daß die

Tausende von Bombenflugzeugen, die es heute auf der Welt gibt,
im Kriegsfalle nur zum Abwurf friedlicher Proklamationen ver-

wendet würden? Wenn dem Verbot auf dem Papier nicht-die Be-

seitigung der Kriegsmittel, d. h. also die Zerstörung aller Bomben-
flugzeuge, Bomben und alles, was damit zusammenhängt,folgt, so
ist hinsichtlich der Abrüstung nichts geschehen. Deutschland jeden-
falls ist nicht nur das Abwerfen von Bomben, sondern auch der

Besitz von Bombenflugzeugen, ja der ganzen Militärfliegerei ver-

boten. Abrüsten heißt die Rüstungen vermindern und beschränken.
So jedenfalls verstand man es, als die Bestimmungen der Friedens-
diktate über die Entwaffnung der Besiegten aufgestellt wurden.

ZZQ

Die entwaffneten Staaten beharren und müssen darauf beharren,
das, was 1919 richtig war, 1932 auch in Genf noch denselben
Sinn hat. -

Was ergab sich aus alledem für die deutsche Delegation auf
der Abrüstungskonferenz? Ganz natürlich die Ablehnung einer

solchen Resolution, die Ablehnung des Versuchs, über den Miß-
erfolg von sechs Monaten Verhandlungen hinwegzutäuschen. Aber
noch »etwas anderes war notwendig und unumgänglich. Die deutsche
Abrüstung ist nach dem Wortlaut des Versailler Vertrages als die

Einleitung zur allgemeinen Abrüstung auferlegt worden, als deut-

sche Vorleistung auf dieselbe. Die Allgemeine Abrüstungskonferenz,
die die Gegenleistung der anderen Völker, die Erfüllung des im Ver-
sailler Vertrage ausgestellten Wechsels darauf zum Zuge bringen
sollte, mußte von den Abrüstungsmethoden des Versailler Vertrages
ausgehen. So verlangten es Verpflichtung, Logik und Gerechtigkeit.
Die deutsche Delegation hat dies immer wieder in den Vordergrund
gestellt. Solange nur diskutiert und keine Beschlüsse gefaßt, so-
lange hinsichtlich des Systems und der Methoden der allgemeinen
Abrüstung keine Festlegungen getroffen wurden, konnte sich die

deutsche Delegation damit begnügen, immer wieder die deutsche
Abrüstung als Vorbild und Muster vorzuhalten, immer wieder die
Arbeiten der Konferenz nach dem Versailler Vertrag hin zu orien-
tieren. Wenn jedoch zu Beschlüssen und Festlegungen geschritten
wurde, wenn, wie dies die Schlußresolution tun wollte, sozusagen
der Rahmen für eine zukünftige Abrüstungskonvention gezeichnet
und gewisse Grundsätze für sie aufgestellt wurden, die sich von den

Grundsätzen und Methoden, nach denen die deutsche Abrüstung
durchgeführt worden ist, wesentlich unterschieden, die mit anderen
Worten eine Abrüstung sehr viel weniger durchgreifenden Charak-
ters, eine mit weniger Verboten und Beschränkungen festlegen
wollte, dann stellte sich für Deutschland ganz von selbst die

Fra e der Gleichberechtigung. Was wird aus dem Teil V des

VersaillerVertrages?- Was wird aus den zahlreichen Verboten
und Einschränkungen, denen die deutsche Landesverteidigung unter-

worfen ist, wenn ein für die ganze Welt gültiges Abrüstungsabs
kommen beschlossen wird, das hinter der deutschen Abrüstung sehr
weit zurückbleibt? Soll dann Deutschland weiter unter einem

Ausnahmerecht stehen? Sollen für Deutschland Vevbote gelten,
von denen die anderen frei sind? Sollen die anderen jene Mittel
der Landesvertei-digung, »die Deutschland bisher nicht besi en darf,
haben dürfen? Diese Fragen bejahen, hieße auf die Glei berechti-
gung Deutschlands verzichten, hieße Selbstentmannung und Selbst-
aufgabel Das deutsche Volk hat dreizehn Jahre lang

.

die

Last der Abrüstung allein getragen. Es hat vorgeleistet
in der Hoffnung, die Leistung der anderen werde folgen. Die

Schlußresolution der Abrüstungskonferenz bedeutet, daß die·ersten
sechs Monate der Abrüstungskonferenz keine Aussicht auf eine be-

friedigende Gegenleistung eröffnet haben. Es war des-halb selbst-
verständlich, daß die deutsche Delegation nicht nur die Schluß-
resolution a-blehnte, obwohl sie vorher kräftig unter Druck gesetzt
wurde, um von ihr wenigstens eine Stimmenthaltung zu erzielen.
Die deutsche Delegation mußte mehr tun: Sie mußte mit aller

Deutlichkeit zum Ausdruck bringen, daß die Gleichberechtigungss
frage nunmehr akut sei, daß nun, wo die anderen sich weigerten.
auf den Boden des Versailler Abrüstungssystems zu treten, die

«

Beseitigung dieses Systems für Deutschland und sein Ersatz durch
jenes System einwandfrei klargestellt werden müsse, das die All-

gemeine Abrüstungskonferenz für alle Völker ausarbeiten soll. Die

deutsche Delegation hat weiter in einer ausdrücklich als Erklärung
der deutschen Regierung bezeichneten Formulierung ihre Teilnahme
·an der zweiten Phase der Abrüstungskonferenzdavon abhängigges
macht, ob es in der Zwischenzeit gelingen wird, mit jenen Staaten,
die bisher der Anerkennung der deutschen Gleichberechtigung sich
widersetzten (in erster Linie Frankreich), zu einer Einigung zu ge-
langen. Diese energische Haltung der deutschen Delegation hat bei

denen, die bisher die politischen Nutznießer der einseitigen deutschen
Abrüstung gewesen sind, natürlich Mißfallen erregt, es hat manche
sogar erschreckt. Hoffentlich ist es ein heilsamer Schrecken! Hoffent-
lich wird es nun allen Beteiligten klar werden, daß der deutsche
Anspruch »aufGleichberechtigung, auf gleiches Recht in der Wehr-
frage und auf gleiche Sicherheit bejaht werden muß, wenn man

Deutschland wieder am Tisch der Genser Abrüstungskonferenzsehen
will. Die »Frage der deutschen Gleichberechtigung hinsichtlich der

Landesverteidigung ist unzweifelhaft die entscheidendste der deutschen
Lebensfragen. Sie berührt die materielle und die ideelle Seite des
nationalen Daseins gleich tief und gleich entscheidend. Wer sie
verneinen will, muß sich der Folgen bewußt sein, die sich daraus

ergeben müssen. Dr. K. S ch w e n d e m a n n.

Die rumäiiifcheiiWahlen
Die Stellung der Regierung Jorgas war schon seit längerer

Zeit erschüttert. Aber der Streit der Parteien um seine Erbschaft
verzögerte immer wieder seinen Rücktritt. Jedoch die Unzulänglich-
keit der Regierung, die wachsen-den wirtschaftlichen und finanziellen
Schwierigkeiten zu meistern, bestimmte schließlich den König, die

I
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Regierung zum Rücktritt zu veranlassen. Dem König schwebte schon
lange eine Regierung der nationalen Konzentration vor, weil er

sich nur von einer solchen wirkliche Rettung des Landes erhoffte.
Doch alle seine Bemühungen in dieser Richtung scheiterten an der

Eifersucht und Rivalität der Parteien. Schließlich blieb ihm nur

die Wahl übrig, einer der beiden stärkstenParteien des Landes, den

Liberalen oder den Rationalzaranisten, die Regierung zu übertragen.
Wenn man bedenkt, daß der König sich noch immer nicht mit der

liberalen Partei, die ihn seinerzeit scharf bekämpft hatte, ausgesöhnt
hat, ist es verständlich, daß seine Wahl auf die National-

zaranisten fiel.
Jn Rumänien hat es ganz selten Koalitionsregierungen gegeben,

und sie waren immer äußerst schwach. Deshalb ist es eigentlich
üblich,daß jede Regierung in Rumänien auch über eine geschlossene
starke parlamentarische Mehrheit verfügt. So hat denn auch der

neue rumänische Ministerpräsident, Dr. Vaida-Voiwod, sofort nach
seiner Betrauung das Parlament aufgelöst und neue Wahlen aus-

geschrieben, um sich die parlamentarische Mehrheit zu sichern.
Die Wahlen zur Kammer haben am 17., die zum Senat am

20. dieses Monats stattgefunden und haben, wie allgemein erwartet

wurde, eine große Mehrheit für die Regierung ergeben. Von ins-

gesamt 587 Kammermandaten entfallen auf die Regierungspartei
277 Mandate, auf die (alt)liberale Partei unter Duca 28, auf die

Dissidenten-Liberalen (Georg Bratianu) Iz, die Bauernpartei unter

Lupu 12, auf die antisemitische Liga (Cuza) U, die ungarische
Partei 14, die jüdischeund andere Parteien 4 bis 5 Mandate. Die
Senatswahlen haben für die Regierung ein gleich günstiges Er-
gebnis gehabt.

·

Die große Mehrheit der Regierung erscheint auf den ersten Blick

sicherlich verdächtig. Man denkt unwillkürlich an die Wahlmethoden
des Balkans. Und doch können diese Wahlen ohne Übertreibung
als rein bezeichnet werden. Jrgendein Terror von seiten der

Regierung ist nicht angewendet worden; ja, man sagt, die Re-

gierung habe in einigen Wahlbezirken sogar selbst die oppositionellen
Kandidaten unterstützt,weil sie sich vor einer zu großen Mehrheit
gefürchtet habe. Die Mehrheit klärt sich aber auf natürliche Weise
dadurchauf, daß Jede Regierung in Rumänien eine sehr große An-

ziehungskrafthat, besonders aber die jetzige, die über eine starke
Anhangerschaft verfügt. Ausschlaggebend ist die Eigentümlichkeit

des Wahlgesetzes,daß eine Partei, die 40 v. H. der Stimmen
auf sich vereinigt, noch eine hohe Prämie bekommt, so daß sie dann

also von vornherein über eine Zweidrittelmehrheit verfügt. Diese
Bestimmung des Gesetzes, das übrigens von den Liberalen geschaffen
worden ist, hat zweifellos den Zweck, die Autorität der Regierung
zu stärken.

Das Wahlergebnis hat die nationalzaranistische Partei in dem

Besitz der Regierungsgewalt bestätigt. Es steht aber noch nicht fest,
ob Dr. Vaida auch weiter Chef der Regierung bleiben wird oder
ob er nicht wozu er große Neigung besitzen soll, einem anderen

Parteigenossendie Macht übergibt. Es wird auch wieder von einem

Versuch, eine Koalitionsregierung zu bilden, gesprochen. Wer aber

auch immer die Geschicke Rumäniens leiten wird, er wird angesichts
der verzweifelten Wirtschaftslage vor einer schweren, fast unlösbaren
Aufgabe stehen. Jn außenpolitischerHinsicht wird das Wahlergebnis
und eine etwaige Umbildung der Regierung keine Änderung bringen.
Es wäre aber sehr zu wünschen, daß die zukünftige Regierung die

unterbrochenen Arbeiten des früheren nationalzaranistischen Kabinetts

zwecks grundsätzlicherRegelung der Minderheitenfrage bald wieder

aufnehmen und zu Ende führen würde.
Die Deutschen Rumäniens hatten, wie schon oft vorher, mit der

Regierungspartei ein Wahlabkommen abgeschlossen, das nur tech-
nischer Art war und mit keinerlei politischen Bedingungen ver-

knüpft ist. Sie haben aber infolge der traiditionellen Disziplin einen

schönenErfolg zu verzeichnen.

Das Absiiikender Polen inOberschlesteii
«

In dera Tagespresse und in Zeitschriften erscheinen immer

wieder Veroffentlichungen, die besorgt aus ein Umsichgreifen der
polnischen Bewegung in den Grenzgebieten hinweisen. Ganz be-
sonders wir-d in diesen Veröffentlichungen die Besorgnis aus-

gesprochen, daß die Preußische Minsderheitenschulverordnung
förderlichfür «sdasWachstum der polnischen Bewegung werden
konnte. Es wird befürchtet,daß die Lehrer, die an den polnischen
Minderheitenschulen unterrichten, im wachsenden Umfan e in der

GrenzbevölkerungAgitation treiben, und daß durch die inrichtung
der Schulen überhaupt neue Mittelpunkte des polnischen Lebens ge-
schaffen werden, die sich für die Zukunft als eine dem Deutschtum

»

höchstabträglicheErscheinung oxsenbarenmüssen.
Dies-e Besorgnisse sind gewi verständlich. Sie sind im Einzel-

salle sogar berechtigt, weil es die Führer der polnischen Minderheit
nicht immer verstanden haben, die ihnen durch die Preußische Re-

gierung gewährtenRechte mit der erforderlichen Loyalität und dem

notwendigen Taktgefüshlin Anspruch zu nehmen. über solchen be-

dauekxichen Einzelheiten darf aber doch die Betrachtung des

G anzen nicht hintangesetzt werden. Eine solche Betrachtung der

polnischen Bewegung in den Grenzgebieten in ihrer Gesamtheit führt
aber zu Ergebnissen, die dartun, daß von einem Vordringen des

Polentums auch nicht im entferntesten die Rede fein kann. Jm
Gegenteil kann die Feststellung getroffen werden, daß die Anhänger-
zashl der polnischen Minderheit in den Jahren der Nachkriegszeit
unaufhaltsam zurückgegangenist.

Das zur Beurteilung und zur Feststellung dieser Erscheinung
zur Verfügung stehende Material gewinnt man aus einer vergleichss
weisen Darstellung der Wahlergebnisse in den Grenzkreisen. Den

interessantesten Vergleich gibt hierbei die Provinz Oberschlesien, in

der noch die bei der Abstimmung vom Jahre 1921 gegebenen Zahlen
zur Verfügung stehen. Jm folgenden sei deswegen eine Tabelle der

einzelnen Kreise mit den vergleichenden Zahlen gebracht, wie sie sich
seit der Abstimmung im Jahre 1921 über die preußischenLandtags-,
wahlen von 1924, 1928 und 1932 hin gestaltet haben. Leider konnte

dieser Tabelle noch kein anitliches Material zugrunde gelegt werden,
weil eine amtliche Auseinanderrechnung der durch die Grenzziehung
zerrissenen Kreise auf die erforderlichen Vergleichszahlen hin noch
nicht vorliegt. Wohl aber ist von polnischer Seite, also von einer

nach dieser Richtung hin gewiß nicht zu ungünstig rechnenden Seite,
eine solche Auseinanderrechnung auf die bei Preußen verbliebenen

Teile für die Ergebnisse von 1921 vorgenommen worden, und zwar
in dem »Kurier Poznanskie«vom Io. Mai 1932. Legt m an der

nachfolgenden Spalte für das Jahr 1921 dies-e
Rechnung zugrunde, so ergibt sich damit nun die nachstehende
Tabelle:

'

voll-ab- preuß.Landtagswahlen
Polnische Stimmen stimmt-US

20s Z- W 1924 1928 s 1932

im Kreise Oppeln einschl.
Stadt . . . . . . 26 100 11 463 7 911 6 869

,, » Gleiwitz einschl.
Stadt . . . . . . 33 600 4 450 3 927 3 544

» » Groß - Strehlitz 23 000 5 854 5 024 4 407

» » Rosenberg. . . . 11 000 2 950 2 300 1 664
» « Ratibor (in

Deutschland
verbl. Teil)
einschl. Stadt 13 200 — 4 841 3 233 2 197

» » Kosel . . . . . . . . 12 000 2 287 1 618 1 405

» ,, Guttentag . . . 3 600 652 781 580

» » Neustadt . . . . . 4 000 1 263 1 114 748

» » Kreuzburg. . . . J,650 214 . 182 81
(

» ,, Hindenburg
einschl. Tar-

nowitz . . . . . 36 000 4 372 Z 109 2 486

» ,, Barthen-Land 19 000 2 629 8 499«) 2 785

in der Stadt Beuthen . . 10 000 778 1 559 1 297

in polnischen Wahl-
kreisen insgesamt . . . . 193 150 41 253 84 207 27 558

Diese Zahlenaufstellung zeigt, welche rapide Rückwärtsentwicks
lung das Polentum in der Provin Oberschlesien genommen hat.
Etwa 193 000 polnische Stimmen im ppelner Schlesien im Jahre 1921
stehen elf Jahre später nur noch etwa 28 000, also ein Siebentel der

ursprünglichenStimmenzahl gegenüber. Stellt man selbst in Rech-
nung, daß eine Anzahl Polen nach der Grenzziehung in den polnisch
gewordenen Teil von Oberschlesien übergewechseltsind, so dürfte diese
Zahl doch nicht größer als mit 5000 angenommen werden. Die
osben angezogene polnische Zeitung weist selbst darauf hin, daß un-

gerechnet des natürlichen Zuwachses an Stimmberechtigten in den

letzten Jahren 160 000 Oberschlesier im wahlpflichtigen Alter, die

bei der Volksabstimmung für Polen votiert haben, bei den letzten
preußischen Landtagswahlen ihre Stimmen dem deutschen Lager zu-
gewandt «haben müssen. Diese Entwickelung ist eingetreten, un-

beschadet der Tatsache, daß gerade in Oberschlesien die meisten pol-
nischen Schulen zugelassen worden sind. H. W.

Vor 400 Jahren Carolina

Dies ist ein bedeutsamer Gedenktag der deutschen Kultur-

geschichte: Am letzten Julitage 1532 wurde auf dem Reichstag zu

Regensburg »Des allerdurchleuchtigsten, großmechtigsten,unüber-
windtlichsten Keyser Karls V. unnd des heyligen RömischenReiches

Peinlich Gerich-tsordnung« (kurz ,,Caro«lina« ·ge-
nannt) zum Gesetz erhoben. Es war die allererste reichsgesetzliche
Zusammenfassung des deutschen Strasrechts, das bis dahin aus einem

Durchs und teilweise auch Widereinander der verschiedensten nach
Stämmen und Landschaften geschiedenen Rechtsbräuche bestand. So

hatten denn die Klagen über die Unsicherheitdes Rechts den Anlaß zu

«) Kreis Bearb en-Tarnvwis3.
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der Kodifikation gegeben, weil ,,im RömischenReich teutscher Nation,
altem gebrauch und herkommen nach, die meYsten peinlich gericht mit

personen, die unser kessserlich Recht nit gelernt, erfaren oder übung
haben, besetzt werden und an vielen orten offter mals wider recht
und gute vernunft gehandelt worden«. Leider blieb infolge des

Widerspruchs der Fürsten und Landesherren auch die Carolina ein

Kompromiß. Ihre Normen galten nur, soweit »die « alten,
wolerbrachten, rechtmessigen und billigen gebreuche« der einzelnen
Tandesrechte nicht ausreichten. Trotzdem aber ist die Carolina,
deren Geltungsdauer bis ins 18. Jahrhundert hinüberreicht, in ihrer
praktischen Wirksamkeit eine der bedeutsamsten Kulturtaten der

«

deutschen Rechtsgeschichte. Ihre knappe und für die damalige Zeit
besonders klare Sprache, ihre an den Lehren der großen italienischen
Juristen des Is. und H. Jahrhunderts geschulte Systematik hat sie
gewissermaßen zur Grundlage der deutschen Strafrechtswissenschaft
gemacht. Hier werden zum erstenmal klar und deutlich die uns noch
heute geläufigen allgemeinen Begriffe des ftrafrechtlichen Versuchs,
der Notwehr, der Fahrlässigkeit usw. umrissen. Die Stoffanordnung
ist von vorbildlicher Übersichtlichkeit.Und da es sich in der Haupt-
sache um eine Regelung des Strafprozesses handelte — das eigent-
liche Strafrecht nimmt nur etwa ein Drittel des Umfangs ein —

so ist uns dieses Gesetzbuch ein getreuer Kulturspiegel des öffent-
lichen Lebens im ausgehenden Mittelalter, eine Fundgrube inter-

essanter Einzelheiten. An der Wende zur Neuzeit entstanden, ist die
Carolina eine kuriose Mischung aus modernen, fortschrittlichen
Ideen oder wenigstens Ansätzen dazu und mittelalterlichen Ge-

bräuchen. So werden z. B. schon beim Diebstahl an geweihten

:——..z Blick in die Bücher

Dingen und Stätten, der an sich besonders schwer zu bestrafen war,
,,hungers not, jugent und torheyt« als Strafmilderungsgründebe-
rucksichtigt. So zerbrach sich der Gesetzgeber den Kopf darüber, ob
ein Mann auch einem Weibe gegenüber in Notwehr handeln kann,
und kam zu dem Schluß, es sei wohl möglich, daß »eyn grausam
weib eYnen weychen mann zu einer notweer bringen mocht«. So
wird zwar für den Selbstmord eines Missetäters, der sich dadurch
der Strafe entzogen hat, der Erbe durch Einziehung des Erbes be-
straft, aber eine Ausnahme vorgesehen, wenn jemand »aus kranck-
heyten des leibs, melancolei, gebrechlichkeit seyner sinn oder der-
gleichen blödigkeyten« sich selbst tötet. Jns finsterste Mittelalter
geraten wir jedoch bei dem Art. 109 »Straff der zauberey«, der den
Feuertod jedem androht, den »den leuten durch zauberey schaden oder
nachtheyl zufügt«. Hieraus hat sich noch mancher berüchtigteHexen-
prozeß hergeleitet. Auch das weite Anwendungsgebiet der Todes-
strafe und die gerade u sadistische Erfindungskunst vielfältigster Hin-
richtungsarten und uälereien macht die Carolina zu einem Doku-
ment des Mittelalters. Für Mann und Frau gibt es oft verschie-
dene Toidesformen bei gleicher Tat. So wurde der Giftmörder
durchs Rad gerichtet, idie Giftmörderin aber ertränkt. Schleifen zur
Richtstatt »durch unvernünfftige thier« oder Reißen mit glühenden
Zangen waren als Zusatzstrafen vorgesehen. Zungen, Ohren und
Finger wurden abgeschnitten. So ist die Carolina in allem das echte
Produkt einer Übergangszeit Ihre Bemühung um fortschrittliches
Denken sollte aber über dem Haften an alten, damals noch nicht
genügend überlebten Bräuchen nicht vergessen werden.

C. F. W. BehL

Deutsche Ostprobleme
Ostpreußen,Danzig und der polnische Korridor als Verkehrsproblem.

Von Prof. Dr. Albert von Mühlenfels. 615. Jm
Ofteuropa-Verlag, Berlin W 55 und Königsberg i. Pr.

Diese Schrift, die aus einem Vortrag des Verfassers hervor-
gegangen ist, gibt eine vortreffliche Übersichtüber die Verkehrsfragen
des Ostens. Die vier Kapitel behandeln: Das Osthandelsproblem,
Das ostpreußischeProduktions- und Absatzprobl-em, Das Danziger
Problem und Das Korridorprob-lem. Mit Recht wird von dem Ver-

fasser darauf aufmerksam gemacht, daß »die Probleme des deutschen
Nordostens nicht nur rein wirtschaftlich, sondern in hohem Grade

auch nationalpolitischer Natur« seien.
« An der Hand reichen statistischen Materials wird im ersten

Kapitel die schwierig-e Tage Königsbergs geschildert. Vor dem

Weltkrieg war Königsberg, wie Graf Witte einmal sagte, neben
Petersburg, Rieval, Riga und Tibau Rußlands fünfte-r Ostseehafen.
Es wurden für Rußland vor dem Kriege über 400 000 t Heringe
über Königsberg verschifft. Und aus der Ukraine kamen dafür
Hülsenfrüchtse (4oo 000 t), aus Rußland Holz, Zellstoff, Flachs,
Hans und Hede über Königsberg zum Versand. Mit Recht konnte
man damals sag-en, daß dieser ,,Massengütsevverkehrmit Osteuropa
das Rückgrat des Königsberger Handels« bildete

Die Strukturwandlung und Schrumpfung des russischen Handels
seit der Herrschaft der Bolschewisten und die systematische Verschie-
bung des polnischen Handels von Königsberg nach Danzig und

neuerdings nach Gdingen bringen Königsberg schwere Verluste bei.

Wie groß dies-e.Verschiebung ist, zeigt sdie folgende Gegenüberstellung
des Verfassers. Danzig hatte 1913 einen Güterumschlag von 1,7 Mil-

lionen To., 1928 betrug er für Danzig zusammen mit dem inzwischen
— erbauten Gdingen 10,5 Mill. To., während der Königsberger Handel

in diesem Zeitraum von 1,7 auf 1,6 Mill. To. zurück-ging.
Nicht weniger lehrreich sind die nächstenKapitel, in denen die

Erschwerung der ostpreußisschenProduktion und des Absatzes auf-
gezeigt werden. Der Verlust der nahen Märkte, Westpreußen und
Posen, fügt der ostpreußischenViehzucht schweren Schaden zu. Der

Versand von ostpreußischemGroßvieh nach den beiden genannten
Märkten betrug 1913 85 883 Stück. Er ging im Jahre·1928 auf
142 Stück zurück-

Trotzdem Danzig mengenmäßig seinen Im- und Export steigern
konnte, ist seine Wirtschaftslage dennoch wenig günstig. Danzig
wird nicht nur in den letzten Jahren von Polen offensichtlich gegen-
über Gdingien benachteiligt, sondern auch das Anwachsen der Dan-

ziger Einfuhr und Ausfuhr geht auf die wenig vorteilhafte Ver-

schifsung von Rohstoffen zurück. Besonders bei dem Kohlenexport
sind die Danziger Firmen so gut wie nicht beteiligt, da dieser von

den oberschlesischen Kohlengruben selbst getätigt wird.

Im letzten Kapitel, Korridorproblem, wird »von dem Verfasser
der zahleumäßige Beweis erbracht, daß Polen systematisch an einer

Verlagerung des bisherigen Warenverkehrs von Ost nach West in

die Richtung von Süd nach Nord arbeitet, um damit die vermeint-

liche Notwendigkeit des eigenen Zugangs zum Meere zu beweisen.
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Unter dies-er Tendenz leidet naturgemäß der deutsche Durchgangs-
verkehr von Ost nach West und umgekehrt.

s- e
sie

Ostpreußens geschichtliche Sendung. Von Prof. Dr. Wilhelm
Stolze. 28. S. Langenssalza, Hermann Beyer 8r Söhne. 1931.

In zwei knapp-en Vorträgen wird dem Les-er sdie Geschicht-e und
.

Entwicklung Ostpreußens dargeboten. Im ersten dieser Kapitel
wird vor allem die große Leistung des. deutschen Ordens für die Ge-

winnung dieser weit nach Osten vorgeschobenen Bastion geschildert;
im zweiten wird das Hineinwachsen Ostpreußens in den Preußischen
Staat dargestellt. Erfreulicherweife wird von dem Verfasser trotz
des beschränktenRaumes nicht nur die politische, sondern auch die
kulturelle Leistung erwähnt. Die Schrift ist eine gute erste Ein-

führung in das Thema Ostpreußen.
di-

Il-

Die Not Ostpreußens. Von Freiherrn v on G ay l. 56 S. W il-

helm Gründ«ler, Buch- und Kunstverlag, Berlin SW 68.

Gayls kleine Schrift führt in die Gegenwart hinein. Ost-
preußens Not in wirtschaftlicher, kultureller und feelischer Be-"

ziiehung wird nach einem knappen, geschichtlichen Rückblick ein-

dringlich geschildert, wobei viel interessantes Material über die An-

sprüche Polens auf Ostpreußen beigebracht wird. Wie schwer Ost-
preußen unter der Abschnürung vom Reich zu leiden hat, erhellt
schon aus der einen vom Verfasser angeführten Zahl, daß nämlich
Ostpreußen 94 bis 99 v.H. seines Handelsverkehrs nach Posen und

Westprieußen verloren hat. Infolge des Verlustes dieser nahen
Märkte muß Ostpreußen jetzt jährlich 14 bis 15 Mill. RM. mehr
an Frachten aufbringen. Die augenblicklich so aktuelle Frage der

Siedlung wird in dieser trefflichen Schrift nur kurz gestreift.
Die Aufgabe Deutschlands, Ostpreußen nicht nur wirtschaftlich,
sondern auch kulturell zu helfen, ist beredt dargestellt. Diese
kulturelle Stützung ist ür Ostpreußen doppelt notwendig, um seiner
Bevölkerung die seelis e Widerstandskraft zu erhalten.

si-
Is-

Bericht der Ostpreußischen Tandgesellschaft für 1930. 79 S. Ost-
preußische Druckerei und Verlag-Anstalt, Königsberg. 1931.

Dieser Jashresbericht kann mitteilen, daß im Jahre 1950 1l111
Rentengüter mit einer Fläche von 12 712,99 ha errichtet seien.
Das ist nicht nur das Maximum, das diese Gesellschaft erreichthat,
sondern es stellt ein-en Rekord — wenn man diesen sportlichen Aus-

druck gebrauchen darf — für eine Provinz in Preußen dar. Es

wurden durch diese Siedlungen 44 Dörfer neu geschaffen. Man
darf nur hoffen, daß in den nächsten Jahren noch eine. verstarkte
Tätigkeit im Siedlungswesen einsetzen wird, denn noch immer«ge-

hört Ostpreußen zu den dünnst bevölkerten rovinzen des Reichs.
Erfreulich ist die Feststellung des Berichts, da »die Lage der Siedler

noch als·v-erhältnisniäßig befriedigend« angesehen werden kann.

Zwangsversteigerungen sind im letzten Jahre nur sechs angemeldet
worden, d. s. 0,09 v.H der bisher von der Landgesellschaft ge-

schaffenen Bauernhöfe.
»
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Bericht der OstpreußischenLandgesellschaft für 1931. 48 S. Ost-
preußischeDrücker-ei und Verlagsanstalt A.-G. Königsberg 19Z2.

Stellte der Bericht der OstpreußischenLandgesellschaft von 1930
einen Höhepunkt der Siedlungstätigkeit dar, so berichtet der vom

Jahre 1931 von einem Rückschlag Es konnten nur 636 Neusiedler
angesetzt werden. Zudem hat sich im« Zusammenhang mit der

steigenden Unrentabilität der Landwirtschaft auch die wirtschaftliche
Lage der Siedler verschlechtert, so daß Reich und Preußen im

Frühjahr 1932 Rentenstundung für ein halbes Jahr aussprechen
mußten. Der Bericht, der, wie erwähnt sei, u. a. von Freiherrn
von Gayl, einem der führenden Männer der Ostpreußischen Sied-

lung unterzeichnet ist, kommt zum Schluß auf die Frage der S i e d -

lungsmöglichkeiten in Ostpreußen zu sprechen. Der

Bericht führt dabei aus, daß diese entgegen vielfach gemachten An-

gaben anderer Stellen durchaus beschränkt sind. Die seit 1919 in

Ostpreußen insgesamt geschaffenen 10 205 Neusiedlerstellen haben
einen erheblich-en Teil der besiedlungsfähigen Fläche des ostpreußis
schen Großbetriebes beansprucht. Da auch bereits 45 v.H. des

Lasndlieferungssolls von Ostpreußen zu Siedlungszwecken erfüllt sind,
ergibt sich, daß hier Neusiedlerstellen nicht mehr in unbegrenzter-
Zahl ausgelegtwerden können. Der frühere Ernährungsminister
Schlange- chöningen wollte bekanntlich dem Siedlungsfonds Ost-
preußens noch diejenigen Güter (rund 2 Millionen Morgen) zu-
führen, die so hoch verschuldet sind, daß sie keine Rentabilität mehr
abwerfen. Dadurch wäre in Ostpreußen für ein-e weitere Bauern-

siedlung (30 000 Bauernstellen) Platz geschaffen worden.
Il- di-

Ist

Ostpreußein Grieben, Grenzlandführer für die wandernde Ju-
gend. 134 S. GriebensVerlag, Albert Goldschmidt, BerlinW 35.

Dieser Band der bekannten Reiseführer ist besonders für die

Jugend bestimmt. Er enthält in seinem zweiten Teil eine Reihe
von Routen für Wanderungen zu Lande und Fahrt-en zu Wasser,
mit vielen guten Ratschlägen und Winken. Jm ersten Teil werden
Lan-d und Leute, ostpreußischeKunst und Wirtschaft anschaulich ge-

schildert. Zahlreiche kleine Abbildungen beleben den Führer, der

mit einer guten Karte versehen ist. Man kann dieses Büchlein nur

in die Hand vieler Schüler wünschen,damit sie schon frühzeitig das
schwerste Kapitel neudeutscher Geschichte kennenlernen .»Ubersee-
kolonie Ostpreußen«. «

si-
es-

Weichselkorridor und Ostoberschlesien. D e r w e l t w i r t s ch a f t -

liche Zusammenhang beider Probleme. VonLandes-
kämmerer Wserner. 31 S. Verlag M. u. H. M-arcus, Breslau.

Die Broschüre von Werner gehört zu idem Besten, was über den

Widersinn der deutschen Ostgrenzse geschrieben ist; Die These von

der Notwendigkeit eines Zugangs Polsens zum Meer wird auf ihre
Stichhaltigkeit untersucht. Der Verfasser komfnt dabei zu der Fest-
stellung, daß ert die das Resultat der Volksabstimmung negierende
Teilung Obers lesisens Polen zu einem nennenswerten Exportlsand
gemacht hat.

Nach polnischen Quellen ist Ostoberschlesien = 1 v. H. der Fläche
Polens, = 4 v.H. »der Einwohner Polens, = 53 v.H. des Exports
Polens. — Bei diesem polnischen Export spielt aber- die oberschlesische
Kohle, die, solange dieses Gebiet zu Deutschland gehörte, im Jn-·
lande blieb und nicht auf den Weltmarkt geworfen wurde, die

größte Rolle (4,9 Millionen Tonnen); der vserbleibende Rest von

3,8 Millionen Tonnen ist sogar geringer, als der Warenverkehr des

Deutschen Reichs mit Ostpreußen und retour, der 3,9 Millionen
Tonnen ausmacht. Die Zahlen beziehen sich auf das Jahr 1927.
»

olen begründet« —- so schreibt Werner —- »aber doch gerade den

nspruch auf den Korridor mit der Notwendigkeit des Exports.
Dieser Export aber beruht nahezu ausschließlich auf der übermäßigen
und ungerechten Zuteilung von Bodenschätzenin Ostoberschlesien.«
An Kohlenvorräten erhielt Polen 92,5 v.H., an Zink- und Blei-
vorräten 65 v.H., obgleich bei der Abstimmung rund 60 v.H. der

hEinwohnerfür Deutschland und nur 40 v.H. für Polen gestimmt
atten.

Jeder, der sich für die deutschen Ostfragen interessiert, müßte
diese sehr beachtenswerte Schrift gelesen haben.

»

si-
F

sie

Der Konflikt der nächstenZeit. Von
170 S. Köln, Gilde-Verlag G. m. b. H.

Berlin, Warfchau, Danzig.
Robert Tourly.
1929»

Der französischeSchriftsteller Tourly hat im »Soir« eine Reihe
von Aufsätzen über seine Reiseeindrückein Berlin, Warschau und

Danzig veröffentlicht,die Jetzt in deutscherÜbersetzunggesammelt
erschienen sind. Überaus lebendig sind die Berichte Tourlys ge-
schrieben. Er besitzt dise richtige Leidenschaft des Reporters, selbst
alles zu sehen und selbst zu urteilen. Als Stichprobe sei die Schil-
derung seiner Ankunft in Danzig wiedergegeben. »Wie herrlich
einheitlich ist der Eindruck, den diese Stadt erweckt! Es ist die alte

ruhige deutsch-ePatrizierstadt, in der uns Uberlieferung von allen

Seiten anweht.« Vor diesem guten Beobachter kann denn auch die

"

zugt.

Grenzziehung an der Wseichsel keine Gnade finden, die z. B. die

Dämme, die die fruchtbare, zu Deutschland gehörende Niederung bei

Marienwerder schützen,in polnische Hand gibt. Tourly fällt das

scharfe Urteil: »Also der Erfolg dieser ,strategischen«Grenze? Ein

ganzer Land-esteil ist gelähmt in seinem Handel und Wandel, weil

er nicht an seinen Verkehrsweg herankommt und in seiner Existenz
bedroht durch die Vernachlässigung des Deichesl Sie finden die

Landschaft trübselig, und auch die Menschen hier sind nicht eben

vergnügt? Ja, wo soll wohl die Fröhlichkeit herkommen?« — Wer

sich für diese Fragen interessiert, der greife zu diesem Buch eines

Franzosen, der über seine deutsch-en und polnischen Eindrücke klug
zu plaudern versteht.

III
sk-

Strukturwandlungen des Danziger Außenhandels. Von Kurt

P eiser. 56 S. Verlag und Druck von A..W. Kafemann G. ni.

b. H., Danzig.
Unter Zugrundelegung zahlreichen statistischen Materials stellt

der Verfasser die Strukturwandlungen des Danziger Außenhandels
dar. Peiser zieht das Fazit seiner Ausführungen mit folgenden
Worten: ,,Faßt man das Ergebnis der vorstehenden Ausführungen
in aller Kürze zusammen, so ergibt sich, daß zwar der Danziger
Güterumschlag in dem Jahrfünft von 1924 bis 1928 mengenmäßig
einen starken Aufstieg erfahren lhat, daß«dieser zahlenmäßigeAufs .

stieg jedoch begleitet war von Strukturveränderungen dies Danziger
Außenhandels, die in ihrem Endergebnis um so weniger günstig
gewettet werden können, als sie eine Verschiebung des Schwer-
gewichts des Danziger Außenhandels vom Eigenhandel zum Transits
verkehr bedeuten.«

Eine englische Ausgabe dieser Schrift ist gleichfalls vorhanden.
Il- sie .

II-

Polens Wirtschaftspolitik und Danzig. Von Senator

Althoff. 11 S. A. W. Kasemann, Danzig 1931.

Dieser Vortrag enthält, unbeschwert von statistischem Material,
eine überaus lebshafte Schilderung der Notlage des Danziger Han-
dels, der unter der Handelspolitik Polens um so mehr zu leiden hat«
seitdem Polen seinen eigenen Hafen Gdingen systematisch bevor-

Die Polen lieben es, auf Danzigs großen Kohlenexport aus

PolnischsOberschlesien hinzuweisen, den Danzig früher nicht besessen
habe. Demgegenüber zitiert Althoff ein Wort des Chefredakteurs
des ,,Journal de Geneve«. Danzig habe von dem gestiegenen Kohlen-
export über seinen Hafen kaum etwas anderes als eine Handvoll
Staub. Diese boshafte, aber berechtigte Bemerkung bezieht sich
darauf, daß der Kohlenexport nicht von Danziger Firmen, sondern
von den Kohlengruben in Polnisch-Oberschlesien selbst getätigt wird.

Und daß nach der Mechanisierung der Verladung nicht einmal die

Hafenarbeiter daran etwas zu verdienen bekommen.
si-

«
si- —

Abgetrenntes deutsches Land. Lichtbilder aus Danzig und Uni-

gebuiig. Von Hermsann S.trunk. 63 S. Gräfe und Unzer
Verlag, Königsberg i. Pr.

Einige Gedichte über Danzig, von Max Halbe, Eichendorff und
Karl Lange, und eine Reihe schöner Bilder aus Danzig und seiner
Umgebung sollen für idie Schönheit beider werben. Das Schwer- .

gewicht liegt auf den Landschaftsaufnahmen, in denen die Meer-
bilder vorherrschen. So künstlerischdiese schwermütigenMotive aus

dem Nordosten deutschen Landes sind, so sehr vermißt man Auf-
nahmen von den schönen Patrizierhäusern Danzigs, das an der-

artigen Juwelen norddeutscher Renaissancebauten so überreich ist.
si-

P
si-

Der Riß im Osten. Von Werner Rades.

schaftspolitische Gesellschaft E. V.,«Berlin.

Jn kurzen Aufsätzen, unterstützt durch zahlreiche Jllustrationen,
wird immer aufs neue die Absurdität der Grenzziehung zwischen
Polen und Deutschland gezeigt. Viel Kartenmaterial und sbildliche
Darstellungen statistischer Angaben vervollständigen die Übersicht.
Eine Reihe führende-rMänner aus dem deutschen Osten haben sich
an dieser dankenswerten Aufklärungsarbeit beteiligt. Die Unter-

schriften der Bilder sind gleichzeitig mit englischem Text versehen,
so daß die Schrift Werner Rades, sich gut für die ausländische Pro-
paganda eignet.

Dr.-Jng.

159 S. Wirt-

sic si-
8

·

Ostnot ist Reichsnot. Von Landtagsabgeordneten Pis chke. 38 S.

Staatspolitischer Verlag G. m. b. H., Berlin.

Der volksparteiliche Landtagsabgeordnete Pischke hat in dieser
kleinen Broschüre die Not des deutschen Ostens dargestellt. Es
werden dabei nicht allein die direkt von ihr betroffenen Gebiete, wie

Ostpreußen, die Grenzmark, Westpreußen-Posen und Schlesien be-

handelt, sondern auch Pommern wird berücksichtigt.
. Der Verfasser

aber bleibt nicht nur bei der Konstatierung der Mißständestehen,
sondern macht eine Reihe von Vorschlägen zur Überwindungder

Notlage. Die Revision der Ostgrenze stellt·Pischkedabei mit Recht
an die Spitze seiner Forderungen, aber er will bis zu ihrer Erfüllung

237



Der Heimatdiensi

nicht die Hände in den Schoß gelegt sehen. Er will dem deutschen
Osten durch gute Handelsverträge,Ausbau des Vierkehrsnetzes und
der Wasserstraßen,durch Hebung der Landwirtschaft, vor allem aber

durch Siedlung geholfen wissen. »Wir haben«, so schreibt er, »in den

elf Regierungsbezirken der östlxichenProvinzen 14
Kreäge

die ein-

schließlichder Städt-e nur 30 bis 40 Bewohner auf den uadratkilo-
meter haben . . . Solche Gebiete müssen kulturell zurück-bleiben
und zu Einfallstoren fremden Volkstums werden. Dabei ist keine

Ostprovinz frei von solchen menschenleeren Räumen. Darum müssen
wir siedeln, aus allen Kräften sie-deln.«

i
»F

is-

Im Rauschen des Memelstroms. Von Erich Lo jews ki. 78 S.
Druck und Verlag J. Reylaender und Sohn, Tilsit.

Hier sind Sagen aus idem Memelgebiet gesammelt. Gewiß ein

verdienstliches Unternehmen. Leider aber ist bei der Bearbeitung
etwas Lehrhaftes, Nüchternes hineingekommen. Man gewinnt den

Eindruck, daß dadurch die Unmittelbarkeit des sprachlichen Ausdrucks

gelitten habe. Besonders die oft angeführten Gespräche entbehren
der Frische des Volkstons. Es haftet ihnen etwas papiernes an.

M Il-
est

Nach Ostland wollen wir reiten. Geschrieben von Friedrich
Ketten 40 S. Österreich-Heftder ,,Deutschen Sängerschaft«.

Dies-e kleine Schrift, entstanden aus den Eindrücken von der

Fahrt nach Wien zum Fest des Deutschen Sängerbundses, legt Zeug-
nis von dem starken Gefühl der Volkszusammengehörigkeit ab, das

in den farbentragenden und waffenführenden Sängierschaften
herrscht. Aber das kleine Büchlein ist nicht nur ein Bekenntnis zu
deutschem Volkstum, es ist zugleich ein mit sittlicher Kraft geschrie-
benessBekenntnis für den Anschluß,das mit Liebe und feinem Ver-

ständnis das Wesen des Osterreichers schildert und gleichzeitig die

Brücke von dem norddeutschen zum süddeutschenMenschen schlägt.
Von den kleinen Aufsätzen seien »Die W-achau, österreichischeLand-

schaft«, ,Barock«, »Mensch Schubert«, »Berge und Bauern« ge-
nannt. Hin und wieder wird leider eine antisemitische Note ein-

gefügt, die wie ein Fremdkörper in diesem sonst so hochstehenden
kleinen Büchlein anmutet. Das kleine Heft ist mit hübschenFeder-
eichnungen der Maler Walter Prinzl und H. Daur geschmückt.

an kann dieser kleinen Schrift weiteste Verbreitung wünschen.
Il-

die

Gegen den Korridor. Polnische zeugnisse und Tat-

sachen. Von Aer Schmidt. 40 S. Verlag Edwin Runge,
Berlin 1932 (Selbstanzeige).

Jn dieser kleinen Schrift ist der Nachweis erbracht, daß in
der Landbrücke zwischen Ostpreußen und dem Deutschen Reiche vor

dem Kriege eine deutsche Mehrheit gewohnt hat. Sowohl die Volks-

zählungen ergaben das, als auch alle Reichstagswahlen, bei denen in
den in Betracht kommenden 12 Wahlkreisen eine wachsende deutsche
Mehrheit vorhanden war. Sie stieg von 2921 Stimmen im Jahre
1871 auf 58097 im Jahre 1912. Selbst zu der Wahl für die

Nationalversammlung gab es eine deutsche Mehrheit; das ist um so
wertvoller, als die Polen Wahlenthaltung proklamiert hatten. Diese
Abstimmung kam also einem Plebiszit gleich. Es gab damals
302 728 deutsche Wähler und 267214 polnische Nichtwähler. Diese
These von dem deutschen Charakter des Polnischen Korridors
wird noch bestärkt durch eine Reihe von polnischen und neutralen

Zitaten, die den deutschen Charakter der abgetretenen Gebiete be-

weisen. Unter ihnen befinden sich so maßgebende polnische Führer,
wie Pilsudski, R. Dmowski und die Professoren Nitsch und Rudnicki
und andere mehr.

Der Kartoffeikäser
Die deutsche Öffentlichkeit wurde dieser Tage durch die Mit-

teilung erschreckt, daß sich der gefährliche Kartoffel- oder, wie er

auch sonst noch heißt, Koloradokäfer, der kurz nach dem Kriege
von Amerika nach Frankreich eingeschle pt wurde, auf dem An-

marsch nach Deutschland befindet. Der äfer befindet sich nur noch
350 km von der deutschen Grenze entfernt. Bei der Geschwindig-
keit, mit der er sich sortpflanzt und ausbreitet — ein Weibchen legt
durchschnittlich 700 bis 800 Eier im Jahr und bringt es in einem

Jahre auf etwa 31500000 Nachkommen -—, begreift man, daß
dringende Vorsorge zur Abwehr dieses Schädlings geboten ist.

DasVordrinaendes KastotielköfersinWesieuropa
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Nur wenn es gelingt, den Schädling bei seinem ersten Auftauchen
unschädlich zu machen, besteht Hoffnung, das deutsche Volk vor

großem volkswirtschaftlichen Schaden zu bewahren. Jn Frankreich
hat das Jnsekt in der kurzen zeit, seitdem es sich dort aufhält,
ein Drittel der ganzen Bodenfläche verseucht.

. Die«Biologische Reichsanstalt für Lands und Forstwirtschaft
in»Berlin-Dahlem, Königin-Luise-Straße 19, fordert jeden Land-

wirt und Gartenbesitzer auf, sein Kartoffelgelänsde bis zur Ernte

mindestenseinmal in der Woche genauestens abzusuchen und jedes
gefährlicheInsekt oder Fraßspuren an den Kartoffelpflanzen der

golizeizu»melden.Käfer und Larven sind leicht zu erkennen. Der
oloradokafer ist durchschnittlich 1 om lang, oval, oben gewölbt,

unten platt.
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Seine Unterseite ist rotgelb. Am auffallendsten sind

seine hellgelben Flügeldecken,die zehn schwarze Längsstreifen zeigen.
Die häutigen Flügel sind lebhaft rosenrot, aber in der Ruhe zu-
sammengeschlagen und nicht sichtbar. Die Larven schlüpfen spätestens
in 5—-12 Tagen aus dem Ei aus und sind, ausgewachsen, ungefähr
15 mm lang. Sie haben, wie die Abbildung zeigt, einen auffallend
dicken Hinterleib, sind anfänglich rot, später orangegelb mit schwarzen
Wärzchen auf jeder Seite des Körpers. Die Larve frißt während
ihrer·Entwicklung ein bis zwei Kartoffelblätter, dann schlüpft sie
in die Erde, verpuppt sich dort, um nach etwa einer Woche als

Käfer aus der Erde zu kriechen und an die Kartoffelpflanzen
zu gehen.

Der Kartoffelkäfer list auch in Deutschland schon aufgetreten, zu-
letzt 1914 bei Stade an der Unterelbe, und zwar auf einer Fläche
von 5 ha wurde er durch Transporte aus Amerika einge-
schleppt. s200 Soldaten wurden aufgeboten, die das Feld gründlich
säubern mußten, über 25 000 Mark wurden vom Staat dafür aus-
gegeben. Trotzdem wurden im nächsten Jahr noch vier Käfer und

einigeEiablagen

IF Auseinemwerden32000000Kanaielkäier
vers wunden.
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Der

Auslanddeutsche
Halbmonatsschritt tiir Auslanddeutschtum

und Auslandkunde

Mitteilungen des deutschen Auslandanstituts in Stuttgart

1932
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Aufsetze, Briete aus dem Ausland. Rundschau üher poll-
tlsche und wirtschaftliche Lage des Auslanddeutschtums.
Nachrichten über Kirche, schule, Presse, Kunst und
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graphie der Neuerschelnungen, Buchhesprechungem Mit-

tellungen aus deutschen Zeitungen und Zeitschriften des
Auslande. Monatliche Seilagem Bilder vom Ausland-
deutschtum. Neue Bücher-

Der Auslanddeutsche erscheint am 1. und is. jeden
Monats, er wird allen Mitgliedern des Deutschen
Auslande-lnstituts. die den satzungsgemälzen
Mindestbeitrag entrichten, frei ins Haus geliefert.

ausländische Deutschlandhilte
findet erstmals eine zusammenfassende Dar-

stellung im ti. Band der wirtschaftswissenschafts
lichen Reihe der schritten des deutschen Aus-
lands-lnstituts stuttgart:
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